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1. EINLEITUNG

Die deutsche Debatte um Erwerbsmigration steht seit 
Jahren im Zeichen des Fachkräftemangels. Jedes zweite 
Unternehmen kann offene Stellen zumindest teilwei-
se nicht besetzen, weil geeignete Arbeitskräfte fehlen 
(DIHK-Report Fachkräfte 2023). Weitgehende Einigkeit 
besteht darüber, dass diese Fachkräftelücke ohne Zu-
wanderung aus dem Ausland nicht geschlossen werden

kann. Weniger klar ist, wie Fachkräftezuwanderung ge-
staltet werden kann. Vor allem Zuwanderungshinder-
nisse, wie das Erlernen der deutschen Sprache und der 
hohe bürokratische Aufwand, stehen immer wieder im 
Mittelpunkt der politischen Debatte (OECD 2022; OECD 
2023; OECD 2024). 

ZUSAMMENFASSUNG

Die vorliegende Studie stellt die erste umfassende qualitative Framing-Analyse der deutschen Parteien zur Er-
werbsmigration in den letzten zwei Jahrzehnten dar. Die Analyse der thematisch relevanten Bundestagsdebat-
ten seit 2000 zeigt, dass trotz teilweise tiefgreifender politischer Entwicklungen das Framing entlang parteipoli-
tischer Positionen relativ konstant bleibt. Der Einfluss der ‚Flüchtlingskrise‘ auf die Debatte hält sich in Grenzen, 
was sich auch daran zeigt, dass weder humanitäre noch sicherheitspolitische Argumente in den Reden eine 
nennenswerte Rolle spielen. Die meisten Parteien stehen der Erwerbsmigration als Lösung des Fachkräfte-
mangels positiv gegenüber und betonen vor allem die ökonomische und administrative Dimension. Lediglich 
an den politischen Rändern werden stärkere Bedenken geäußert: Die Linke betont die Prekarisierung und die 
wirtschaftlichen Folgen für die Herkunftsländer, die AfD die Kosten für die Sozialsysteme bei der Integration 
gering qualifizierter Zuwanderer.

Dass das Thema Fachkräftemangel in den letzten Jahren 
zunehmend an Bedeutung gewonnen hat, zeigt auch 
die große Medienresonanz: Seit 2021 ist die Anzahl der 
Medienbeiträge, die den Begriff ‚Fachkräftemangel‘ ent-
halten, sprunghaft angestiegen (vgl. Abb. 1). 

Ein ähnlicher Verlauf zeigt sich bei der Betrachtung 
der Begriffe ‚Fachkräfteeinwanderung‘ bzw. ‚Arbeits-

migration‘. Die zunehmende Bedeutung dieser The-
men wurde maßgeblich durch die Diskussionen um 
die Fachkräfteeinwanderungsgesetze (das erste von 
der Großen Koalition, das zweite von der Ampel-Re-
gierung) vorangetrieben. Gleichzeitig lässt sich da-
raus ableiten, dass die Migrationsdebatte in den 
letzten Jahren nicht ausschließlich von den Themen 
Flucht bzw. Fluchtmigration bestimmt wurde.

Abb. 1: Anzahl der Medienbeiträge zu Fachkräftemangel, Arbeitsmigration und Fachkräfteeinwanderung

Quelle: Wiso.net / eigene Berechnung 

100.000

80.000

60.000

40.000

20.000

0

2000 2007 2014 2021

Fachkräftemangel

7.000

6.000

5.000

4.000

3.000

2.000

1.000

0

2000 2007 2014 2021

2000
2018

2016
2014

2012
2010

2008
2006

2004
2002

2020
2022

FachkräfteeinwanderungArbeitsmigration

INFOBOX – MEDIENRESONANZ IM KONTEXT DES FACHKRÄFTEMANGELS



5

In der Forschung hat diese Debatte im Vergleich zum 
Fluchtdiskurs deutlich weniger Beachtung gefunden.1 
Das vorliegende Policy Paper widmet sich diesem The-
ma, indem es die Vorstellungen und Grundannahmen 
analysiert, die die parteipolitischen und parlamenta- 
rischen Debatten über Erwerbsmigration und die Zu-
wanderung von Fachkräften prägen. Die Untersuchung 
dieser Debatten bietet Einblicke in die politischen Maß-
nahmen und Strategien zur Bewältigung des Fachkräf-
temangels. Sie zeigt auch die Reaktionen der politi-
schen Landschaft auf aktuelle Entwicklungen sowie 
die Herausforderungen und Chancen für die Integra-
tion von Fachkräften aus dem Ausland. Darüber hin-
aus ermöglicht die Analyse Einblicke in die Dynamik 
und den Verlauf politischer Entscheidungsprozesse 
im Bereich der Migrationspolitik. Insgesamt trägt die 
Analyse dieser Debatten dazu bei, die politischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Dimensionen der 
Erwerbsmigration in Deutschland besser zu verstehen. 

Insbesondere in der Forschung zu Fluchtdiskursen 
wurde die Vermutung geäußert, dass auch durch die 
Fachkräftedebatte der letzten Jahrzehnte die Betonung 
der individuellen Leistungen von Flüchtlingen wichti-
ger geworden ist, während der traditionelle Fokus auf 
Schutzbedürftigkeit abgenommen hat (vgl. Schammann 
2017). Hat der humanitäre Ansatz, der das Verständnis 
von Fluchtmigration prägt, auch die Debatte zu Erwerbs-
migration beeinflusst? Und hat sich die Wahrnehmung 
von ausländischen Fachkräften heute im Vergleich zu 
den Zeiten der ‚Gastarbeiter‘ verändert? Wurden auslän-
dische Fachkräfte damals oft als erforderliche, aber un-
beliebte, Maßnahme für das Wachstum der deutschen 
Wirtschaft angesehen („wanted but not welcome“ Zol-
berg; 1987), gelten heute insbesondere Hochqualifizierte 
als erwünscht und willkommen („wanted and welcome“; 
vgl. Triadafilopoulos 2013: 2). In Krisenzeiten werden sie 
als Treiber von Wachstum, Innovation und Kreativität 
sowie als Schlüssel zur Steigerung der wirtschaftlichen 
Effizienz gesehen (Ulbricht 2018). Im Einklang mit dieser 
Entwicklung kann die schrittweise Öffnungspolitik der 
Bundesregierungen seit Beginn der 2000er Jahre bei der 
Anwerbung qualifizierter Fachkräfte gesehen werden 
(vgl. Schönwälder 2013). Inwieweit diese Entwicklung 
auch nach der ‚Flüchtlingskrise‘ Bestand hat, zeigt dieses 
Policy Paper.

Die Analyse der Debatten um das Thema Erwerbsmi- 
gration wird in zwei Schritten angegangen. Zunächst 
wird der Kontext der Debatte dargestellt. Dazu werden 
die wichtigsten Entwicklungen zur Liberalisierung der Er- 

1	 Ein Großteil der bisherigen Literatur zum Thema Migrationsdiskurs beschäftigt sich vor allem mit dem allgemeinen öffentlichen Austausch in den 
Massenmedien. Eine Auseinandersetzung mit den Debatten im Parlament als Elitendiskurs erscheint dennoch lohnenswert, weil dieser nicht losgelöst von 
gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen ist. Zum Beispiel nutzen Abgeordnete Zeitungsartikel oder Anekdoten aus den Wahlkreisen, um ihre Argumente 
im Parlament zu stützen. Umgekehrt prägen die Debatten im Parlament oder die Meinungen der Abgeordneten, die in den Massenmedien wiedergegeben 
werden, den öffentlichen Austausch und tragen zur Meinungsbildung bei.

werbsmigration nach der Jahrtausendwende in chrono-
logischer Reihenfolge kurz skizziert. Hierfür werden die 
relevanten Gesetze und Verordnungen kurz dargestellt 
(Kapitel 2). In einem zweiten Schritt werden 169 Bundes-
tagsprotokolle der letzten 20 Jahre zum Thema Erwerbs-
migration mit Hilfe einer qualitativen Inhaltsanalyse aus-
gewertet (Kapitel 3). 

2. MEILENSTEINE DER LIBERALISIERUNG SEIT 2000

Obwohl Deutschland seit Jahrzehnten zu den Ländern mit 
der höchsten Zuwanderung in Europa gehört, drehte sich 
die Diskussion lange Zeit um die Frage, ob Deutschland 
ein Einwanderungsland sei oder nicht. Die Entwicklung 
vom Auswanderungsland zum Einwanderungsland be-
ginnt dabei nicht erst mit Gründung der Bundesrepublik 
und kann in unterschiedliche Phasen eingeteilt werden. 
Hierzu zählen Saisonarbeitskräfte aus Osteuropa wäh-
rend des Kaiserreichs und der Weimarer Republik (vgl. 
Rahner 2011; Bade/Oltmer 2004: 28ff), Zwangsarbeiter 
während der Zeit des Nationalsozialismus (vgl. Rahner 
2011), die Ära des Wirtschaftswunders und der Gastar-
beiter bis 1973 (OECD 2013, Bade/Oltmer 2004: 71ff), die 
Ölpreis- und Energiekrise mit anschließendem Anwerbe- 
stopp in der BRD bis 2000 (OECD 2013, Rahner 2011), 
sowie die vorsichtige Öffnung der Erwerbsmigration bis 
2005 und die kontinuierliche Liberalisierung ab 2005 
(OECD 2013).

Das Jahr 2000 kann mit Blick auf die deutsche Migra-
tionspolitik als entscheidende Wegmarke bezeichnet 
werden (vgl. Kolbe/Schneider 2018). Ein System, das 
durch den Anwerbestopp vor allem auch kommunika-
tiv auf Abwehr ausgerichtet war, öffnete sich seitdem 
schrittweise. Zunächst wurden Einwanderungsmöglich-
keiten für IT-Kräfte geschaffen, später vor allem die Zu-
wanderung von Hoch- und Höchstqualifizierten immer 
weitreichender liberalisiert. Schon 2013 zählte die OECD 
Deutschland deshalb im Bereich der Erwerbsmigration 
zu den liberalsten Einwanderungsländern (vgl. OECD 
2013). Dementsprechend zeigen die Daten zur Erwerbs-
migration aus Drittstaaten nach Deutschland einen An-
stieg in den letzten zwei Jahrzehnten (siehe Abb. 2). Der 
Höchststand wurde 2019 mit 64.219 Personen erreicht. 
Aufgrund geringerer Mobilität während der Covid-Pan-
demie ist diese Zahl stark gesunken und hat auch 2022 
noch nicht das Niveau vor der Krise erreicht. 

Nachfolgend werden kurz zentrale Meilensteine auf dem 
Weg zur Liberalisierung der Erwerbsmigration vorgestellt.



6

Abb. 2: Fachkräfte- und Erwerbsmigration aus Drittstaaten nach Deutschland
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Anmerkung: von 2005 bis 2008, sowie für 2022 liegen keine Daten zur Anzahl der Fachkräfte vor.

Quelle: Migrationsberichte der Bundesregierung und SVR 2024 / eigene Darstellung

Tab. 1: Meilensteine der Liberalisierung der Erwerbsmigration

2000 - 2004 Green Card Verordnung

2000 - 2001 Süssmuth-Kommission

2005 Zuwanderungsgesetz

2007 RLUumsG – EU-Forscherrichtlinie

2009 Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz

2011 Anerkennungsgesetz 

2012 Blaue Karte

2013 Neuregelung Beschäftigungsverordnung

2016 - 2023 Westbalkanregelung

2017 ICT – EU-Richtlinie

2019 Fachkräfteeinwanderungsgesetz I & Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz

2023 Fachkräfteeinwanderungsgesetz II

Anmerkung: Fett gedruckte Debatten wurden inhaltsanalytisch ausgewertet.

Quelle: eigene Darstellung 
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Green Card Verordnung

Mit der Green Card2 begann die bis heute andauernde Li-
beralisierung der Erwerbsmigration in Deutschland. Die-
se Maßnahme sollte es erleichtern, für den damals stark 
wachsenden Informations- und Telekommunikationsbe-
reich (ITK) Hochqualifizierte aus Drittstaaten anzuwerben. 
Voraussetzung für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis 
war der Abschluss einer Hoch- bzw. Fachhochschulausbil-
dung mit Schwerpunkt auf dem Gebiet der Informations- 
und Kommunikationstechnologie oder der Nachweis 
einer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber über ein Brut-
tojahresgehalt von mindestens 51.000 Euro. Die Beantra-
gung einer Arbeitserlaubnis war bis zum 31. Dezember 
2004 möglich. Die Green Card selbst erwies sich letztlich 
als nur eingeschränkt erfolgreich, denn insgesamt wur-
den über die gesamte Laufzeit nur 13.041 Arbeitsgeneh-
migungen per Green Card erteilt. Die mit ihrer Einführung 
verbundenen politischen Intentionen wurden jedoch bei-
behalten und legten so den Grundstein für die Liberalisie-
rung der deutschen Erwerbsmigration (vgl. BAMF 2005; 
SVR 2014: 72). Zusätzlich initiierte sie eine umfassende 
öffentliche Diskussion über Fragen der Zuwanderung, 
die letztendlich zur Verabschiedung des neuen Zuwande-
rungsgesetzes beigetragen hat (Kolbe 2005: 3).

Süssmuth-Kommission

Im Jahr 2000 wurde die Unabhängige Kommission „Zuwan- 
derung“ unter dem Vorsitz der CDU-Politikerin Rita Süss-
muth vom Bundesminister des Innern, Otto Schily, ins Leben 
gerufen. Ihr Hauptzweck war die Erarbeitung von Emp-
fehlungen zur Migrationspolitik Deutschlands. In ihrem 
Bericht betonte die Kommission die Tatsache, dass 
Deutschland faktisch ein Einwanderungsland sei. Diese 
Erkenntnis hatte einen signifikanten Einfluss auf die Dis-
kurse zur Erwerbsmigration nach der Jahrtausendwen-
de. Der Abschlussbericht der Kommission stellte eine be-
deutende Grundlage für spätere Debatten dar. Er zeich-
nete sich insbesondere durch eine klare Struktur aus, die 
die Diskussionen der folgenden Jahre vorwegnahm. Der 
Bericht trennte deutlich zwischen Erwerbsmigration und 
humanitärer Migration und behandelte Herausforderun-
gen wie die Auswirkungen der Globalisierung, die Rolle 
der Migration im europäischen Kontext und die demo-
grafischen Veränderungen. Der Bericht markierte eine 
deutliche Abkehr von den Grundsätzen der Post-Gastar-
beiterära (etwa dem Anwerbestopp) und setzte wichtige 
Impulse für zukünftige Entwicklungen in diesem Bereich3 
(vgl. Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ 2001). 

2	 Oft wurde die deutsche Green Card mit der amerikanischen Green Card verwechselt. Die amerikanische Version erlaubt unbefristeten Aufenthalt, Arbeit 
und die Möglichkeit zur Einbürgerung. Im Gegensatz dazu gewährte die deutsche Green Card nur eine befristete Arbeitserlaubnis von bis zu 5 Jahren, 
vorausgesetzt, ein deutscher Arbeitgeber bot dem ausländischen Experten eine Stelle an (vgl. Kolbe 2005: 1).

3	 Die Empfehlungen der Unabhängigen Kommission „Zuwanderung“ wurden insbesondere von Teilen der Union kritisiert, darunter der Saarländische 
Ministerpräsident Peter Müller. Nach Berechnungen Müllers, selbst Verfasser des CDU-Zuwanderungskonzepts, würden die Empfehlungen zu 
hunderttausenden mehr Zuwanderern führen. Süssmuth, selbst Mitglied der CDU, bezeichnete diese Vorwürfe als absurd (Spiegel 2001).  

4	 Neben der Erwerbsmigration wurde im Zuwanderungsgesetz auch der Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären und politischen Gründen neu 
geregelt. Erheblich ausgeweitet wurden auch die Regelungen zu Sprachförderung und Integrationskursen, deren Teilnahme in begründeten Einzelfällen 
auch verpflichtend wurde (§44a). 

5	 in Verbindung mit der Green Card Verordnung, die in Teilen im Zuwanderungsgesetz aufging

Zuwanderungsgesetz

Nach der Einführung der Green Card in Deutschland gab 
es Überlegungen, das seit 1991 geltende Ausländerge- 
setz durch ein neues Gesetz zu ersetzen, um die Mög-
lichkeiten der Erwerbsmigration nach Deutschland aus-
zubauen. Dies führte, nach jahrelanger harter politischer 
Debatte und Streit, schließlich 2005 zur Verabschiedung 
des Zuwanderungsgesetzes. Dieses Gesetz hatte vier 
wichtige Auswirkungen auf die Erwerbsmigration4: (1) 
Es gab eine erhebliche Erweiterung des Personenkrei-
ses hochqualifizierter Drittstaatsangehöriger, die in 
Deutschland arbeiten dürfen (§18ff). (2) Die Rechte von 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten wurden gestärkt, 
indem beispielsweise eine Niederlassungserlaubnis ein-
geführt wurde, die auch Nachzugsmöglichkeiten und den 
Arbeitsmarktzugang für Familienangehörige ermöglich-
te (§27ff). (3) Es ermöglichte ausländischen Hochschul-
absolvierenden erstmals, nach ihrem Studium einfacher 
eine Arbeit in Deutschland zu finden, ohne das Land 
verlassen zu müssen (§16). (4) Es schuf eine rechtliche 
Grundlage für die Zuwanderung ausländischer Selb- 
ständiger. Diese ist unter der Voraussetzung gegeben, 
dass die „Finanzierung ihres Unternehmens gesichert ist, 
ein übergeordnetes wirtschaftliches Interesse oder be- 
stimmte regionale Bedürfnisse bestehen und anzuneh- 
men ist, dass sich die Tätigkeit positiv auf die Wirtschaft 
auswirken wird“ (gemäß §21) (vgl. SVR 2014: 72ff).

Das Zuwanderungsgesetz verstetigte somit eine umfas-
sende und aktive Einwanderungspolitik, die auf die Inte-
ressen des Landes ausgerichtet war. Dennoch markierte 
es5 nur den Anfang der Entwicklung (SVR 2014: 70). Be-
reits damalige Beobachter bezeichneten die Regelungen 
des Zuwanderungsgesetzes deshalb als „Zwischenstati-
on“ oder „symbolische Weichenstellung“, welche in den 
nächsten Jahren durch Anwendungsvorrang des euro-
päischen Migrationsrechts abgelöst und ergänzt werde 
(vgl. Renner 2005: 274; Vogel/Wüst 2003: 284).

Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz

Das Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz (AMSG), in Kraft 
seit dem 1. Januar 2009, wurde nötig, weil die Nach-
frage nach den neu geschaffenen Zuzugsmöglichkeiten 
weiterhin gering blieb. Es erleichterte die Einwanderung 
hochqualifizierter Ausländerinnen und Ausländer nach 
Deutschland indem es die Mindestinvestition für aus-
ländische Selbstständige von 500.000 auf 250.000 Euro 
reduzierte und zugleich das erforderliche Mindestein-
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kommen für sofortiges Daueraufenthaltsrecht senkte. 
Zusätzlich ermöglichte es geduldeten Personen mit qua-
lifizierter Ausbildung oder Hochschulabschluss und Ar-
beitsplatzzusage einen sicheren Aufenthaltsstatus, ebenso 
wie geduldeten Fachkräften nach zwei Jahren qualifizierter 
Berufstätigkeit (vgl. Hanewinkel 2021).

Anerkennungsgesetz

Das Anerkennungsgesetz gewährte erstmals Personen, 
die im Ausland berufliche Qualifikationen erworben ha-
ben, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit oder ih-
rem Aufenthaltsstatus, das Recht auf die Anerkennung 
ihrer Qualifikationen. Das Gesetz verpflichtete zuständi-
ge Stellen, innerhalb von drei Monaten über die Gleich-
wertigkeit der Qualifikationen zu entscheiden und bot 
verschiedene Verfahren zur Bewertung an, einschließ-
lich Arbeitsproben und Fachgespräche. Es zielte darauf 
ab, ausländische Fachkräfte besser in den deutschen 
Arbeitsmarkt zu integrieren, den Fachkräftebedarf zu 
decken und unterqualifizierte Beschäftigung zu reduzie-
ren. Das Gesetz galt für Berufe, die durch Bundesrecht 
geregelt sind (reglementierte Berufe) und ergänzte die 
Anerkennungsgesetze der Bundesländer. Nicht zur An-
wendung kam das Gesetz bei der Anerkennung von 
Hochschulabschlüssen, die nicht zu einem reglemen-

tierten Beruf führen, von im Ausland erbrachten Studi-
en- und Prüfungsleistungen, von Schulabschlüssen oder 
bei der Hochschulzulassung (vgl. IQ 2020). Der Entscheid 
binnen drei Monaten erwies sich in der Realität jedoch 
als deutlich längerer Prozess (vgl. MIDEM 2022: 55).
 
RLUumsG – EU-Forscherrichtlinie, Blaue Karte, ICT – 
EU-Richtlinien

Das Erwerbsmigrationsrechts für Höchst- und Hochquali-
fizierte wurde vor allem durch die Implementierung euro-
päischer Richtlinien in deutsches Recht weiter liberalisiert. 
Angefangen mit der EU-Forscherrichtlinie 2007, die mit 
der „partielle[n] Verantwortungsverlagerung“ auf priva-
te und staatliche Forschungseinrichtungen einen neuen 
Weg beschritt. Voraussetzung für die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis war damit eine Aufnahmevereinbarung, 
die zwischen einem oder einer ausländischen Forschen-
den und einer vom BAMF akkreditierten Forschungsein-
richtung geschlossen wurde (vgl. SVR 2014: 73). 

Im Juni 2009 wurde die Hochqualifizierten-Richtlinie 
(Blaue Karte) wirksam, die bis Juni 2011 in nationales 
Recht umgesetzt werden sollte. Die Umsetzung verzö-
gerte sich um mehr als ein Jahr. Gefördert werden sollte 
die dauerhafte Zuwanderung von Hochqualifizierten aus 

Abb. 3: Ausländische Bevölkerung mit befristetem Aufenthaltstitel zum Zweck der Erwerbstätigkeit (in Prozent)
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Quelle: Destatis 2023 / eigene Darstellung 
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Nicht-EU-Staaten nach Deutschland.6 Die deutsche Um-
setzung dieser Richtlinie war jedoch erheblich liberaler, 
als erwartet: (1) Die Mindestgehälter für die Erteilung ei-
ner Blauen Karte wurden niedrig angesetzt, weit unter 
den Richtlinienvorgaben, (2) es wurde auf eine Prüfung 
der Arbeitsmarktsituation vor der Erteilung der Blauen 
Karte verzichtet, was die Stellenbesetzung beschleunigte 
und (3) auch Familienangehörige von Inhaberinnen und 
Inhabern der Blauen Karte erhielten uneingeschränkten 
Zugang zum Arbeitsmarkt (SVR 2014: 75). Durch die Um-
setzung der Hochqualifizierten-Richtlinie wurde erstmals 
das Paradigma einer Koppelung von Erwerbsmigration 
und Arbeitsvertrag in Frage gestellt. Mit §18c, der es einer 
ausländischen Person mit Hochschulabschluss gestattet 
für sechs Monate in Deutschland einen Arbeitsplatz zu 
suchen, wurde erstmals ein humankapitalorientierter 
Ansatz7 in das Gesetz implementiert (vgl. Steller 2013).  
Die Blaue Karte EU ist noch vor der Westbalkanregelung 
die wirksamste Einzelmaßnahme, um Fachkräfte für 
Deutschland zu gewinnen (siehe Abb. 3).

Die ICT-Karte von 2017 liberalisierte die Möglichkeiten der 
unternehmensinternen Entsendung von Beschäftigten. 
Hochqualifizierte Fachkräfte aus Drittstaaten dürfen vor-
übergehend in der EU arbeiten, wenn sie innerhalb ihres 
Unternehmens oder einer Unternehmensgruppe inner-
halb der EU transferiert werden. Die ICT-Karte war für Füh-
rungskräfte, Spezialistinnen und Spezialisten und Trainees 
vorgesehen, die über besondere Fähigkeiten und Qualifi-
kationen verfügen. Sowohl kurzfristige als auch langfristige 
Arbeitsaufenthalte waren möglich, und darüber hinaus er-
hielten Familienangehörige der transferierten Fachkräfte 
ebenfalls Aufenthaltsgenehmigungen. Diese Richtlinie er-
leichterte somit den internationalen Einsatz von Personal 
erheblich und fand vor allem wegen den geringeren bü-
rokratischen Hürden und Sprachanforderungen in zahlrei-
chen Unternehmen breite Anwendung (vgl. BAMF 2022).

Neuregelung Beschäftigungsverordnung

Am 1. Juli 2013 wurde eine neue Beschäftigungsverord-
nung in Deutschland eingeführt, die diesmal vor allem 
die Erwerbsmigration von Drittstaatsangehörigen ohne 
universitäre Bildung liberalisierte. In diesen Fällen war 
die Zuwanderung bisher entweder durch bestehende 
Anwerbeabkommen mit Herkunftsländern oder durch 
die Einordnung des jeweiligen Berufs auf die sogenannte 
„Positivliste“ der Bundesagentur für Arbeit möglich. Die-
se Liste umfasst Berufe, in denen Stellen lange Zeit unbe-
setzt blieben. In diesen Engpassberufen entfiel die Vor-
rangprüfung, bei der die Arbeitsagentur prüfte, ob deut-
sche Staatsangehörige, Unionsbürger oder Personen mit 
Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis den Arbeits-

6	 Die Blaue Karte EU ist ein befristeter Aufenthaltstitel für in der Regel vier Jahre. Bei kürzeren Arbeitsverträgen gilt die Karte für die Vertragsdauer plus 
drei Monate, mit Möglichkeit zur Verlängerung bei Erfüllung der Voraussetzungen. Inhaber der Blauen Karte besitzen außerdem, nach 33 Monaten 
hochqualifizierter Beschäftigung, die Chance einer schnelleren Niederlassungserlaubnis. 

7	 Im Bereich der Erwerbsmigration bezieht sich ein humankapitalorientierter Ansatz auf politische Maßnahmen oder Gesetze, die darauf abzielen, 
ausländische Arbeitskräfte auf der Grundlage ihrer Qualifikationen, Ausbildung und beruflichen Kompetenzen anzuwerben.

8	 Dazu gehören die nicht EU-Staaten Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Montenegro, Nordmazedonien und Serbien.

platz besetzen könnten. Die Neuregelung der Beschäf-
tigungsverordnung erleichterte auch den Arbeitsmarkt-
zugang für Asylsuchende und geduldete Ausländerinnen 
und Ausländer, indem beispielsweise Asylsuchenden 
die Aufnahme einer Ausbildung während des laufenden 
Asylverfahrens ohne Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit gestattet wurde (vgl. Hanewinkel 2021).

Westbalkanregelung

Seit 2016 ermöglichte die sogenannte Westbalkanre-
gelung (§26 Absatz 2 BeschV) Staatsangehörigen der 
Westbalkanstaaten8 eine Beschäftigung in Deutschland 
aufzunehmen, ohne eine berufliche Qualifikation nach-
weisen zu müssen. Sie kann damit auch als Versuch ge-
sehen werden, eine rein bedarfsorientierte (anhand kon-
kreter betrieblicher Bedarfe) Zuwanderungspolitik zu in-
itiieren. Vorliegen muss ein konkretes Ausbildung- oder 
Arbeitsplatzangebot und die Bundesagentur für Arbeit 
muss der Beschäftigung zustimmen (Vorrangprüfung 
und Prüfung der Arbeitsbedingungen). Die Regelung 
wurde bisher sowohl von deutschen Betrieben als auch 
von potenziellen Arbeitskräften stark nachgefragt und 
gilt in Fachkreisen als Erfolgsmodell. Die Arbeitslosen-
quote und die Anzahl von Sozialleistungsbezieherinnen 
und -bezieher innerhalb dieser Gruppe sind niedriger 
als bei allen anderen Migrantengruppen und liegen so-
gar unter den Werten deutscher Staatsangehöriger (vgl. 
Brücker et al. 2020: 10). Trotz teils langer Wartezeiten 
und störanfälligen Verwaltungsabläufen (vgl. ebd.) war 
die Westbalkanregelung ein großer Erfolg und wurde mit 
der Novellierung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
entfristet und das Kontingent aufgestockt (von 25.000 
auf 50.000).

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz I

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das am 1. März 
2020 in Kraft trat, war das zentrale Instrument der gro-
ßen Koalition zur Gewinnung qualifizierter Fachkräfte aus 
Drittstaaten. Das Gesetz, insbesondere modifizierte Vo-
raussetzungen im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) betref-
fend, ermöglichte vereinfachte Einreisen und Aufenthalte 
für Fachkräfte mit Berufsausbildung oder akademischer 
Qualifikation. Fachkräfte konnten nun eine Beschäftigung 
in ihrem Fachgebiet und in verwandten Berufen aufneh-
men. Akademisch ausgebildete Fachkräfte waren nicht 
mehr auf Positionen mit Hochschulabschluss beschränkt, 
sondern konnten auch in qualifizierten Berufen arbeiten, 
die eine nicht-akademische Ausbildung erforderten. Eine 
konkrete Arbeitsplatzzusage und die Anerkennung ihrer 
Qualifikation waren weiterhin die Regel auf dem Weg zu 
einem Aufenthaltstitel. Eine Vorrangprüfung durch die 
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Bundesagentur für Arbeit entfiel. Das Gesetz erweiterte 
ebenfalls die Möglichkeiten für die Einreise von Fachkräf-
ten mit Berufsausbildung zur Arbeitssuche in Deutsch-
land. Neben der Anerkennung ihrer Qualifikation waren 
deutsche Sprachkenntnisse erforderlich, die der ange-
strebten Tätigkeit entsprechen. Zusätzlich musste der Le-
bensunterhalt gesichert sein. Die Suche nach einer qua-
lifizierten Arbeitsstelle erlaubte Probebeschäftigungen 
von bis zu 10 Stunden pro Woche. Vertreter der Zivilge-
sellschaft, Forschungsinstitute und Arbeitsmarktakteure 
vertraten jedoch sehr geschlossen die Meinung, dass die-
ses Fachkräfteeinwanderungsgesetz zwar ein Schritt in 
die richtige Richtung darstellte, allerding noch nicht weit 
genug ging, um einen tatsächlichen Unterschied bei der 
Erwerbsmigration zu machen (vgl. Brücker et al. 2019).

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz II

Um den Fachkräftebedarf in Deutschland auch zukünf-
tig zu sichern, benannte die aktuelle Bundesregierung 
fünf „prioritäre Handlungsfelder“ (vgl. Bundesregierung 
2022). Erstens setzte sie auf eine zeitgemäße Ausbil-
dung durch die Modernisierung von Ausbildungsord-
nungen, die Berücksichtigung von ökologischen und 
digitalen Kompetenzen und die Stärkung der dualen 
Berufsausbildung (ebd. 14f). Zweitens sollte wegen des 
fortschreitenden Strukturwandels die gezielte Weiterbil-
dung für Menschen ermöglicht werden, die heute schon 
erwerbstätig sind (ebd. 16f). Drittens wollte die Bundes-
regierung mehr Menschen in Arbeit integrieren und die 
Teilnahme am Erwerbsleben steigern. Dafür sollten An-
reize für eine vollzeitnähere Beschäftigung geschaffen 
werden. Maßnahmen sollten die Flexibilisierung von 
Arbeitszeit und -ort, die Stärkung der Kinderbetreuung, 
die Reduzierung der Lohnungleichheit sowie die För-
derung von Frauen in Führungspositionen umfassen 
(ebd. 18ff). Viertens sollte die Arbeitsqualität verbes-
sert werden. Betont wurde die Bedeutung von guter  
Arbeitsqualität, sicheren Arbeitsbedingungen und einer 
mitarbeiterorientierten Arbeitskultur, um Fachkräfte zu 
gewinnen und zu halten. Zudem wurde auf die Förde-
rung von flexiblen Arbeitszeitmodellen, die Digitalisie-
rung der Arbeitswelt und die Notwendigkeit einer men-
schengerechten Gestaltung der Arbeit hingewiesen, um 
die Fachkräftesicherung in Deutschland zu stärken (ebd. 
23f.). Zuletzt – und weil die genannten Punkte nicht aus-
reichen dürften9 – spricht sich die Bundesregierung für 
eine moderne Einwanderungspolitik, bei gleichzeitiger 
Reduzierung von Abwanderung, aus. Betont wird, dass 
Fachkräfte aus der Europäischen Union und Drittstaaten 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft seit 
langem maßgeblich mitprägten. Trotz steigender Be-
schäftigung von ausländischen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern waren jedoch Unterschiede in Beschäf-
tigungszahlen und Qualifikationsniveaus im Vergleich zur 

9	 Modelliert man unterschiedliche Szenarien zur Entwicklung des Erwerbspotenzials, kommen unterschiedliche Institute zu dem Ergebnis, dass Deutschland 
eine jährliche Nettozuwanderung von 400.000 Personen benötigt, um das Arbeitskräfteangebot konstant zu halten (vgl. Fuchs et al. 2021: 3; Werding/
Lembcke 2023: 43). Zwischen 2013 bis 2022 lag die Nettozuwanderung nach Deutschland bei durchschnittlich 577.200, ohne die Krisenjahre 2015 und 2022 
bei durchschnittlich rund 396.400 Personen (eigene Berechnung mit Daten von Destatis).

Gesamtbevölkerung vorhanden. Die Regierung plante 
deshalb Maßnahmen, um die Situation zu verbessern. 
Unter anderen umfasst diese Maßnahmen gezielte An-
werbung, bessere Rahmenbedingungen für Einwanderer, 
geeignete Weiterbildungsstrukturen und eine effizientere 
Anerkennung ausländischer Qualifikationen (ebd. 25ff).

Die Ampelkoalition verabschiedete deshalb im Jahr 2022 
ein neues Fachkräfteeinwanderungsgesetz, mit dem ver-
schiedene Hürden für Zugewanderte abgebaut werden 
sollten. Zum Beispiel wurde die Gehaltsgrenze für Inhabe-
rinnen und Inhaber der Blauen Karte abgesenkt, der Kreis 
der Anspruchsberechtigen sollte erweitert und die kurz-
fristige und langfristige Mobilität erleichtert wird (§18g ff). 
Zusätzlich wird die Liste der Engpassberufe erweitert, die 
Westbalkanregelung entfristet und eine Anerkennungs-
partnerschaft zwischen Betrieben und Zugewanderten 
ermöglicht. Die wahrscheinlich größte Neuerung war je-
doch die Chancenkarte (§20a), mit der ab Juni 2024 die 
Jobsuche über einen Kriterienkatalog (etwa Qualifikation, 
Sprachkenntnisse, Berufserfahrung, Alter, etc.) ermöglicht 
werden soll (vgl. BGBl. 2023 I Nr. 217 vom 18.08.2023). 
Damit legte das neue Fachkräfteeinwanderungsgesetz ei-
nen deutlich stärkeren Wert auf humankapitalorientierte 
Modelle und Erfahrung statt auf formale Qualifikationen 
oder Abschlüsse und kann deshalb durchaus als Paradig-
menwechsel gelten (SVR 2024: 53). Vertreter aus Wissen-
schaft, Zivilgesellschaft und Wirtschaft äußerten sich po-
sitiv zu in dem Gesetz enthaltenen Ansätzen. Gleichzeitig 
wurde gewarnt, dass ein Gesetz allein nicht ausreichen 
würde, um dem zunehmenden Fach- und Arbeitskräfte-
mangel entgegenzutreten. Insbesondere wurden Verbes-
serungen in den Verwaltungs- und Behördenprozessen 
betont, um diesen Herausforderungen erfolgreich zu be-
gegnen (Mecke/Ghelli 2022).

3. METHODE

Die qualitative Inhaltsanalyse orientiert sich an den Tech-
niken Mayrings (2015) und Kuckartz/Rädiker (2022) und 
nutzt den Framing-Ansatz von Entman (1993). Im sozial-
wissenschaftlichen Kontext bezeichnet Framing die ge-
zielte Auswahl und Betonung bestimmter Aspekte einer 
Realität, um die Wahrnehmung eines Themas zu beein-
flussen, eine bestimmte Interpretation zu fördern oder 
eine bestimmte Handlungsempfehlung zu unterstüt-
zen. Es geht um die Art und Weise, wie Informationen 
präsentiert werden, um die Perspektive zu lenken und 
bestimmte Reaktionen oder Verhaltensweisen zu fördern 
(ebd.: 52). Für die Zuordnung zu einem Framing braucht 
es generell ein Moment der Wertung. Für die strukturie-
rende Inhaltsanalyse wurden insgesamt 169 Bundes-
tagsreden aus den Jahren 2001 bis 2023 einem deduktiv 
gebildeten Kategoriensystem zugeordnet. Mehrfachzu-
ordnungen sind dabei möglich, weil in einer Rede meh-
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rere Frames (gleichzeitig) vorhanden sein können.  Das 
Kategoriensystem besteht aus sechs Hauptframes10 und 
wurde aus bestehender Literatur abgeleitet und an die 
Forschungsfrage angepasst (für eine Übersicht vgl. Kovář 
2022: 1387f). Diese sind der:

	� ökonomische Frame 	� administrative Frame
	� Sicherheitsframe 	� gesellschaftliche Frame
	� identitäre Frame 	� humanitäre Frame

Der ökonomische Frame umfasst die wirtschaftlichen 
Aspekte der Migration. Dazu zählen Aussagen über die 
Bedeutung von Erwerbsmigration für die Wirtschaft, 
die Beiträge von Migranten und Migrantinnen zum 
Wohlstand und Wachstum einer Volkswirtschaft, sowie 
mögliche ökonomische Herausforderungen wie Lohn-
konkurrenz oder Kosten im Zusammenhang mit Sozial-
leistungen. Ebenso trifft dies zu, wenn Aussagen getrof-
fen werden, dass die Wirtschaft auf Zuwanderung von 
Fachkräften angewiesen ist oder positive bzw. negative 
Effekte der Migration auf die Wirtschaft betont werden.

Der administrative Frame kommt zum Einsatz, wenn der 
Schwerpunkt auf den bürokratischen und administrativen 
Aspekten der Migration liegt. Dies umfasst Diskussionen 
über Einwanderungsverfahren, Gesetze und Regelun-
gen im Zusammenhang mit der Einwanderungspolitik, 
die Verwaltung von Einwanderungsverfahren, sowie 

10	 Hauptframes stellen thematisch übergeordnete Kategorien dar, während Subframes spezifischere Unterkategorien innerhalb dieser Hauptframes sind, die 
detailliertere Aspekte oder Variationen der thematischen Perspektiven darstellen. Zum Beispiel ist die Betonung positiver ökonomischer Effekte von Migration 
auf eine Wirtschaft ein Subframe im allgemeineren ökonomischen Hauptframe. Der Kodierleitfaden der Hauptframes befindet sich im Anhang der Arbeit.

die Herausforderungen und Schwächen im Verwal-
tungsprozess von Visa- und Ausländerbehörden. Wenn 
beispielsweise die Notwendigkeit betont wird, Einwan-
derungsverfahren zu vereinfachen oder Probleme bei 
der Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse 
angesprochen werden, wird der administrative Frame 
codiert. Eine bloße Nennung von Verwaltungsprozessen 
oder ähnlichem reicht hingegen nicht aus.
 
Der Sicherheitsframe ist erkennbar, wenn der Schwerpunkt 
auf die Sicherheitsaspekte der Migration gelegt wird. Da-
bei geht es um Diskussionen über mögliche Gefahren wie 
Terrorismus oder Kriminalität. Wenn Redner oder Redne-
rinnen Sicherheitsrisiken betonen, die aus Einwanderung 
erwachsen, liegt eindeutig ein Sicherheitsframe vor.

Der gesellschaftliche Frame findet Anwendung, wenn der 
Fokus auf sozialen und kulturellen Aspekten der Migration 
liegt, insbesondere in Bezug auf Integration, kulturelle Viel-
falt und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Das umfasst 
Aussagen über Themen wie Integration, Multikulturalis-
mus sowie die Herausforderungen und Chancen, die sich 
aus der kulturellen Vielfalt ergeben. Wenn beispielsweise 
die Notwendigkeit betont wird, die Integration von Migran-
ten und Migrantinnen zu fördern oder die kulturelle Viel-
falt als Bereicherung für die Gesellschaft hervorgehoben 
wird, so handelt es sich um ein gesellschaftliches Framing.

Abb. 4: Verlauf der qualitativen Inhaltsanalyse
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Der identitäre Frame liegt vor, wenn der Schwerpunkt auf 
Fragen der nationalen Identität liegt und die Auswirkun-
gen von Migration auf diese Identität betont werden. Im 
Gegensatz zum gesellschaftlichen Frame, das sich mit 
sozialen und kulturellen Aspekten der Migration befasst, 
fokussiert sich der identitäre Frame auf die Gefährdung 
oder den Schutz der nationalen Identität durch Zuwan-
derung. Dies beinhaltet Aussagen über Themen wie die 
Bewahrung der ethnischen Homogenität, die Ablehnung 
von Fremden und die Wahrung der eigenen nationalen 
Identität vor äußeren Einflüssen. Wenn beispielsweise 
Zuwanderung als Bedrohung für die kulturelle Identität 
des Landes dargestellt wird oder Maßnahmen zur Stär-
kung der nationalen Identität im Kontext von Migration 
vorgeschlagen werden, liegt ein identitärer Frame vor. 
Es kann als eine intensivere Form des gesellschaftlichen 
Framings betrachtet werden, da es eine stärkere Beto-
nung auf nationaler Identität und deren Schutz legt. In 
der Praxis können identitäre und gesellschaftliche Fra-
mes eng miteinander verflochten sein oder in einer Rede 
gemeinsam auftreten. So kann beispielsweise die Beto-
nung nationaler Identität gleichzeitig mit der Diskussion 
über Integration und kulturelle Vielfalt einhergehen.

Der humanitäre Frame wird angewendet, wenn der Fokus 
auf den Menschenrechten und humanitärer Hilfe liegt, 
insbesondere im Kontext von Unterstützung und Solida-
rität. Wenn beispielsweise die Notwendigkeit betont wird, 
Migranten und Migrantinnen Schutz und Unterstützung 
zu gewähren oder auf die menschlichen Tragödien und 
individuellen Schicksale von Einwanderinnen und Einwan-
dern hingewiesen wird, handelt es sich um einen huma-
nitären Frame. Er betont die moralische Verpflichtung zur 
Hilfe und Solidarität mit denjenigen, die in Not sind, und 
legt einen starken Fokus auf die menschliche Seite der 
Migration. Das humanitäre Framing geht vor allem auf 
den Asyldiskurs zurück und kann im Rahmen des Erwerbs-
migrationsdiskurses als Kontrollframe betrachtet werden, 
da nicht zu erwarten ist, dass humanitäre Themen bei der 
Fachkräftemigration im Besonderen und bei der Erwerbs-
migration im Allgemeinen vorrangig auftauchen.

Für die zusammenfassende Inhaltsanalyse wurden wäh-
rend des Codiervorgangs innerhalb der oben beschrie-
benen Hauptframes induktiv Unterkategorien gebildet. 
Schließlich wurden diesen Frames identifizierte Aussa-
gen oder Aussagenbündel zugeordnet. Ausgewertet 
wurde das codierte Material mittels Paraphrasierung 
und Generalisierung (Mayring 2015: 72f). Die Materi-
alauswahl erfolgte durch gezielte Stichwortsuchen im 
Dokumentations- und Informationssystem für Parla-
mentsmaterialien (DIP). Anschließend wurden die iden-
tifizierten Reden in eine standardisierte Form gebracht 
und mit Metainformationen wie Redner, Partei, Bundes-
tagsdebatte und Datum versehen. Diese Dokumente 
wurden dann in MAXQDA zur Analyse eingepflegt.

11	 Der Anstieg erfolgt während der Phase der Implementierung europäischer Richtlinien in das deutsche Recht.
12	  Die AfD war bei beiden Debatten noch nicht Teil des Deutschen Bundestags.

4. QUANTITATIVE ERGEBNISSE

In den Bundestagsreden von 1998 bis heute dominieren vor 
allem ökonomische, administrative und gesellschaftliche 
Frames die Debatte über Erwerbsmigration. Dagegen kom-
men Sicherheitsframes, humanitäre oder identitäre Frames 
zwar in geringerem Maß vor, sind aber durchaus relevant. 
Die Erwerbsmigration kann daher als ein komplexes Thema 
betrachtet werden, das nicht nur wirtschaftliche, sondern 
auch andere Aspekte wie Umsetzung und Folgen umfasst. 
Wenig überraschend ist, dass über den gesamten Zeit-
raum ökonomische Aspekte im Vordergrund stehen. 
Der Anteil der Bundestagsreden, die ökonomische Per-
spektiven beleuchten, steigt nach 2005 von einem be-
reits hohen Niveau (ca. 60 Prozent) kontinuierlich an 
und erreicht in der 18. Wahlperiode 100 Prozent. Das 
bedeutet, dass jede analysierte Bundestagsrede der 18. 
Wahlperiode, unabhängig von der Parteizugehörigkeit 
des Redners oder der Rednerin, ökonomisches Framing 
enthält.11 Ähnlich, wenn auch auf niedrigerem Niveau, 
zeigen sich administrative Framings, die ebenso in der 
18. Wahlperiode ein Maximum erreichen. 

Analysiert wurden in der 18. Wahlperiode die Debatten 
zur Richtlinie der Europäischen Union zur Erwerbsmigra-
tionsmigration. In dieser wurde vor allem die ICT-Richt-
linie (siehe Kapitel 2) diskutiert. Daneben wurde zusätz-
lich die REST-Richtlinie (Research and Studies Richtlinie) 
behandelt, die u.a. den Aufenthalt von Drittstaatsange-
hörigen zu Forschungs- und Studienzwecken regelt. Bei-
de Richtlinien adressieren klar abgrenzbare und positiv 
besetzte Zielgruppen (zum einen Führungskräfte, Fach-
kräfte und Auszubildende im Rahmen der TZI, zum an-
deren Studierende im Rahmen der REST). Beide Themen 
scheinen aufgrund des seinerzeit deutlich parteiüber-
greifenden Konsenses12, dass Deutschland Fachkräfte 
braucht, wenig geeignet für eine Politisierung oder po-
litische Instrumentalisierung. Vielmehr spiegelt sich in 
der verstärkten wirtschafts- und verwaltungspolitischen 
Rahmung der Fachkräftezuwanderung in den Bundes-
tagsdebatten ein eher entpolitisiertes bzw. technokrati-
sches Verständnis von Erwerbsmigration wider.  

Anfang der 2000er Jahre, während der Debatte um das 
Zuwanderungsgesetz, war das gesellschaftliche Framing 
in über 80 Prozent der Bundestagsreden das dominieren-
de. Diskutiert wurden damals vor allem eher einwande-
rungspolitische Grundsatzfragen: Ist Deutschland ein Ein-
wanderungsland? Welchen Einfluss hat Zuwanderung auf 
die deutsche Gesellschaft? Wie kann Integration gelingen? 
Zum Teil dürfte dies auch daran liegen, dass beim Zuwan-
derungsgesetz nicht nur die Erwerbsmigration, sondern 
auch Asyl und Fluchtmigration thematisiert wurden. In 
den folgenden Legislaturperioden wurde die Erwerbs-
migration zunächst wieder stärker von der Fluchtmigra-
tion entkoppelt, was zu einem Rückgang des gesellschaft-
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lichen Framings führte. Seit der Debatte um das erste 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz 2019 ist die Häufigkeit 
jedoch wieder angestiegen. Mögliche Ursachen für die-
sen Bedeutungsgewinn könnten u.a. Ausstrahlungseffek-
te des Fluchtdiskurses, das Erstarken der AfD sowie die 
neue Rolle der Union in der Opposition sein. In der Folge 
wurden die Migrationsdebatten wieder grundsätzlicher. 
Themen wie die Integrationsfähigkeit der deutschen Ge-
sellschaft, die Willkommenskultur und die Frage, wer zu 
Deutschland gehören soll, rückten stärker in den Fokus. In 
der laufenden Legislaturperiode weist bereits jede zweite 
Bundestagsrede ein gesellschaftliches Framing auf. 

Seltener wurden in den Bundestagsreden zur Erwerbs-
migration identitäres, sicherheitspolitisches oder hu-
manitäres Framing festgestellt. Betrachtet man das 
identitäre Framing, so lassen sich zwei Ausreißer fest-
stellen. Erstens – ähnlich wie beim Sicherheitsframing – 
während der Debatte um das Zuwanderungsgesetz, 
in der es auch um Fluchtmigration ging. Hier lässt sich 
der Ausschlag fast vollständig dadurch erklären, dass 
die Unionsabgeordneten die Frage, ob Deutschland ein 
Einwanderungsland sei, offen stellten (und verneinten). 
Der zweite Anstieg hängt mit dem erstmaligen Einzug 

der AfD in den Bundestag und der damit verbundenen 
Zunahme nativistischer Positionen ihrer Abgeordneten 
zusammen. Dass bis zu 20 Prozent der Diskurse ein hu-
manitäres Framing aufweisen, kann auf den ersten Blick 
auf den Einfluss der Fluchtmigrationsdebatte zurückge-
führt werden. Bei näherer Betrachtung fällt jedoch auf, 
dass fast ausschließlich die Partei Die Linke das Thema 
Fachkräfte- und Erwerbsmigration stark mit humani-
tären Aspekten (Solidarität und Menschenrechte) ver-
knüpft. Insgesamt konnte in zwölf Redebeiträgen ein 
humanitäres Framing festgestellt werden, während ein 
wirtschaftliches Framing nur in neun vorkam. 

5. QUALITATIVE ERGEBNISSE 

Für die qualitative Inhaltsanalyse werden nacheinander 
die im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien aus-
gewertet. Entlang der Hauptframes werden vor allem die 
Positionen und Argumente der Parteien im Zeitverlauf be-
trachtet. Zur exemplarischen Verdeutlichung parteipoliti-
scher Positionen werden konkrete Zitate herangezogen. 
Tabelle 2 gibt einen Überblick über die Verteilung der ana-
lysierten Bundestagsreden nach Wahlperiode und Partei. 

Abb. 5: Anteil der Hauptframes in den Bundestagsdebatten im Zeitverlauf (in Prozent)
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CDU/CSU

Der Diskurs der Union von CDU/CSU rund um das Thema 
Erwerbsmigration hängt stark von ihrer politischen Rolle 
ab. In der Opposition setzte sie erwartungsgemäß eher 
auf Kritik am Regierungshandeln entlang ihrer politischen 
Grundausrichtung. Während der Debatte um das Zuwan-
derungsgesetz Anfang der 2000er Jahre betonte sie vor 
allem gesellschaftliche Aspekte wie die Integrationsfä-
higkeit und Aufnahmebereitschaft der deutschen Gesell-
schaft und fügte Elemente des identitären Framings hin-
zu. Seit 2021 konzentriert sie sich vor allem auf die Risiken 
für den Sozialstaat. Insgesamt wird Erwerbsmigration in 
dieser Oppositionsphase deutlich kritischer gesehen.

Nach der Regierungsübernahme durch die Union unter 
Angela Merkel im Jahr 2005 setzte sie neue Akzente in den 
Debatten um Erwerbsmigration. Dies ist unter anderem 
darauf zurückzuführen, dass die Abgeordneten der Union 
in erster Linie um eine Rechtfertigung des Regierungshan-
delns bemüht waren und stärker auf eine konsensuale 
Argumentation setzten. Diese Entwicklung führte zu einer 
erhöhten Relevanz des ökonomischen und des administ-
rativen Framings. Insbesondere das ökonomische Framing 
ist für das Verständnis von Erwerbsmigration seitens der 
Union kennzeichnend. Implizit oder explizit unterschied sie 
stets zwischen ökonomisch lohnender und ökonomisch 
nicht lohnender Zuwanderung. Dabei wurden Kriterien 
wie Arbeitsmarktbedarf, langfristiger volkswirtschaftlicher 
Nutzen und soziale Integration herangezogen, um den ge-
samtgesellschaftlichen Nutzen von Migration zu bewerten.

Betrachtet man die Kriterien für die Nützlichkeit der Er-
werbsmigration etwas genauer, so ergibt sich das Ideal-
bild eines hochqualifizierten Zugewanderten bzw. einer 
Fachkraft, die bereits vor der Einreise nach Deutschland 
über gute Deutschkenntnisse verfügt und bereit ist, sich 
in die deutsche Gesellschaft zu integrieren. Demgegen-
über stehen diejenigen, die als unqualifiziert, mit geringen 
oder keinen Deutschkenntnissen und ohne Bereitschaft 
zur Integration in die deutsche Gesellschaft beschrieben 

werden. Da die für die deutsche Wirtschaft nützlichen 
Zugewanderten in der Minderheit seien, müssten sie ge-
zielt angeworben werden. Dagegen gelten für die ande-
ren Zugewanderten Begrenzungsbemühungen. 

In der Opposition (1998 bis 2005 und 2021 bis heute) 
zeichnete die Union ein deutlich kritischeres Bild der 
Migration (und damit auch der Erwerbsmigration) als in 
der Regierungsverantwortung. Arbeitslosigkeit, Sozial-
hilfebezug, Sozialmissbrauch von Menschen mit Migra-
tionshintergrund und Zuwanderung Unqualifizierter 
rückten stärker in den Fokus. Dies erklärt auch die wie-
derholte Nennung des Begriffs „Arbeitslose“ (siehe Abb. 
6). Latent schwang in den Reden häufig die Annahme 
mit, dass Migration und Sozialstaat in einem Spannungs-
verhältnis stehen. Explizit wird dies im folgenden Zitat 
der Debatte zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz II:

„Deutschland ist ein ausgeprägter Sozialstaat. Das wollen 
wir auch erhalten. […] Deswegen ist es in Deutschland 
besonders wichtig, dass wir dieses Sozialsystem vor Miss-
brauch schützen. Sie gefährden dies mit Ihrem Gesetzent-
wurf, den Sie heute hier vorlegen. Das ist kein Gesetz, das 
auf diejenige Personengruppe abzielt, die wir alle tatsächlich 
in Deutschland brauchen und die die Wirtschaftsverbände 
auch fordern: die Fachkräfte“ (Throm, 27. April 2023).

Jedoch befürwortete die Union auch Erwerbsmigration 
im Interesse der Wirtschaft. Hinterfragt wurde in diesem 
Zusammenhang, ob die Entscheidungen der Regierungs-
koalition dazu geeignet seien, dieses Ziel zu erreichen. 
Es wurde befürchtet, dass ihre Politik zu Einwanderung 
in das Sozialsystem führen würde. 

Das Narrativ des selektiven (ökonomischen und gesell-
schaftlichen) Nutzens von Zuwanderung wurde im Laufe 
der Zeit mit verschiedenen Themen verknüpft. So z.B. mit 
der Familienzusammenführung Anfang der 2000er Jahre, 
die zu einer verstärkten Zuwanderung in die sozialen 
Sicherungssysteme geführt habe. Zu erwähnen ist auch 
die Kritik an humankapitalorientierten Modellen wie dem 

Tab. 2: Anzahl der ausgewerteten Bundestagsreden pro Wahlperiode (WP) und Partei

WP14 WP15 WP16 WP17 WP18 WP19 WP20

CDU/CSU 8 11 4 8 4 8 8

SPD 7 8 3 6 2 5 12

FDP 3 4 2 4 / 4 5
B90 / Grün 5 6 2 3 2 2 6

Die Linke 3 / 2 3 2 4 4
AfD / / / / / 4 5

Anmerkung: n=169

Quelle: Protokolle der Bundestagsreden / eigene Darstellung
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Punktesystem, die im Widerspruch zum Arbeitsvertrags-
paradigma13  der Union standen. Damit verbunden war die 
Befürchtung, dass die Potenzialeinwanderung nicht direkt 
mit den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes korreliere und 
möglicherweise zu einer erhöhten Belastung der Sozialsys-
teme führe. Folgendes Zitat fasst diese Position prägnant 
zusammen:

„So etwas wie eine Potenzialzuwanderung wird es mit 
CDU und CSU nicht geben. Wir wollen keine Migration ins 
Arbeitsamt. Wir wollen eine Migration in den konkreten 
Arbeitsplatz“ (Frei, 9. Mai 2019).

Die Sorge um die wirtschaftlichen und fiskalischen Folgen 
ungeregelter Erwerbsmigration schlug bei der Union (in der 
Opposition) häufig in Kritik am Sozialstaat um. So wurde 
die angebliche Diskrepanz zwischen Sozialleistungen und 
Arbeitseinkommen als Pull-Effekt für Zuwanderung inter-
pretiert. Zudem wurde argumentiert, dass offene Stellen 
deshalb unbesetzt blieben, weil der Anreiz zur Arbeitsauf-
nahme aufgrund der geringen Differenz zwischen staatli-
chen Transferleistungen und dem zu erwartenden Erwerb-
seinkommen gering sei. Die Lösung des Problems offener 
Stellen wurde daher von vielen weniger in der Migrations-
politik als in sozialpolitischen Reformen gesehen.

In der Debatte um die Novellierung des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes wurde zudem betont, dass das 

13	 Das Arbeitsvertragsparadigma der Union im Bereich der Erwerbsmigration basiert darauf, dass vor der Einreise nach Deutschland zwingend ein 
Arbeitsvertrag vorliegen muss. Dadurch soll sichergestellt werden, dass durch Zuwanderung nur tatsächliche Arbeitsmarktbedarfe abgedeckt werden. 

neue Gesetz vor allem diejenigen Zuwanderer „anlocken“ 
könnte, die nicht im Fokus der deutschen Erwerbsmigra-
tionspolitik stehen sollten. In sechs von acht Redebeiträ-
gen der Union wurde vor einer Zunahme der Zuwande-
rung von Geringqualifizierten, Niedrigqualifizierten oder 
Ungelernten gewarnt. Insbesondere die Absenkung der 
Qualifikationsanforderungen und des Sprachniveaus 
wurde in vielen Reden sehr kritisch gesehen.

„Wer sich aber den Gesetzentwurf und die Änderungen der 
Beschäftigungsverordnung anschaut, der wird feststellen: 
Da steht zwar „Fachkräfteeinwanderung“ drauf, aber es ist 
vor allem die Zuwanderung von Geringqualifizierten aus 
aller Welt und ein neues Bleiberecht für Ausreisepflichtige“ 
(Lindholz, 23. Juni 2023).

Erwähnenswert ist auch, dass sich in den letzten zwei 
Jahrzehnten die Sichtweise der Union auf die Existenz 
eines Fachkräftemangels gewandelt hat. Gab es in den 
2000er Jahren noch Abgeordnete, die die Existenz ei-
nes Fachkräftemangels bestritten (etwa bei Bosbach 13. 
Dezember 2001 und Hennrich 25. September 2008), so 
wurde dieser nach 2010 kaum noch in Frage gestellt. 
Allerdings wurde nur von einem branchenspezifischen 
Fachkräftemangel und nicht von einem generellen Ar-
beitskräftemangel gesprochen. Das Zuwanderungsrecht 
musste nach Auffassung der Union diesem Umstand 
durch zielgerichtete Maßnahmen Rechnung tragen.

Abb. 6: Wortwolke aus Redebeiträgen der Unions-Abgeordneten im deutschen Bundestag (2001 bis 2023)

Quelle: Bundestagsreden der CDU/CSU -Fraktion zum Thema Erwerbsmigration / eigene Darstellung
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Das administrative Framing, insbesondere im Hinblick auf 
die Umsetzung von Gesetzen, die Systematisierung der 
bestehenden Rechtsordnung und die Beseitigung unnöti-
ger Bürokratie gewann in der Diskursstrategie der Union 
an Bedeutung. Entsprechend ihrer Rolle in der Opposition 
stellte sie aber die Sinnhaftigkeit neuer Gesetze oder Re-
gelungen in Frage und forderte eine konsequente Um-
setzung bestehender Gesetze. In sieben von acht Reden 
im Deutschen Bundestag (seit 2021) wurde betont, dass 
es vor allem auf eine effektivere Umsetzung ankomme 
- insbesondere bei komplexen Vorgängen, langwierigen 
Verfahren und überlasteten Behörden, einschließlich der 
intransparenten und langwierigen Visaverfahren.

„Was es braucht, sind vor allen Dingen nicht gesetzliche 
Änderungen, sondern die bürokratischen überlangen Vi-
saverfahren müssen beschleunigt werden. Wir schlagen 
deshalb in unserem Entschließungsantrag die Einrichtung 
einer neuen digitalen Bundesagentur für Einwanderung 
vor, die sogenannte Work-and-Stay-Agentur, weil man mit-
hilfe der Digitalisierung von Anfang an wirklich qualifizier-
te junge und ältere Menschen auf der ganzen Welt relativ 
schnell, gut und einfach informieren kann“ (Lindholz, 23. 
Juni 2023). 

Das gesellschaftliche und identitäre Framing war vor al-
lem in der Debatte um das Zuwanderungsgesetz beson-
ders prominent. Wie bereits erwähnt, lag dies zum Teil 
daran, dass das Gesetz nicht ausschließlich auf Erwerbs-
migration abzielt. Die Union warf der damaligen rot-grü-
nen Bundesregierung vor, mit dem Zuwanderungsgesetz 
eine multikulturelle Einwanderungsgesellschaft schaffen 
zu wollen. Auch die Frage, ob Deutschland ein Einwan-
derungsland sei oder nicht, war ein zentraler Punkt in 
den Reden. Anfang der 2000er Jahre positionierte sich 
die Union gegen die Idee eines Einwanderungslandes 
und setzte stattdessen auf die Bewahrung der nationa-
len Identität von Staat und Gesellschaft. Deutschland, so 
wurde argumentiert, könne aufgrund seiner historischen 
und gesellschaftlichen Voraussetzungen kein klassisches 
Einwanderungsland sein. 

„Dieses Gesetz soll demnach die Zuwanderung nicht be-
grenzen. Eine solche Politik wird nicht nur von einer brei-
ten Mehrheit der Bevölkerung abgelehnt – fast zwei Drittel 
wollen weniger und nicht etwa mehr Zuwanderung –, eine 
solche Politik kann auch nicht mit der Zustimmung von 
CDU und CSU rechnen. Deutschland ist kein klassisches Ein-
wanderungsland und kann es aufgrund seiner historischen 
und gesellschaftlichen Gegebenheiten auch nicht werden“ 
(Bosbach, 13. Dezember 2001).

Hauptargumente gegen (zu viel) Zuwanderung waren 
für die Union Anfang der 2000er Jahre Probleme und He-
rausforderungen bei der Integration. Der Fokus lag da-
bei zum einen auf der Integrationsbereitschaft der Zuge-
wanderten, zum anderen auf der Integrationsfähigkeit 

der deutschen Gesellschaft.  Betont wurde dabei wieder-
holt die Bedeutung der deutschen Sprache und der so 
genannten nachholenden Integration für bereits länger 
hier lebende Migranten und Migrantinnen. ‚Kulturfrem-
de‘ Zuwanderung wurde dabei als problematischer be-
schrieben als innereuropäische Migrationsbewegungen. 
Vereinzelt wurde auch der Verlust einer spezifisch deut-
schen Identität durch Zuwanderung befürchtet. Dem po-
litischen Gegner wurde in diesem Zusammenhang vor-
geworfen, zu wenig auf die öffentliche Meinung zu hö-
ren, stattdessen nur Sprachrohr gesellschaftlicher oder 
abgehobener Eliten zu sein. 

Nach der hitzig geführten Debatte um das Zuwande-
rungsgesetz nahm die Salienz des gesellschaftlichen und 
identitären Framings kontinuierlich ab. Hatten Anfang 
der 2000er Jahre fast alle Bundestagsreden der Union 
gesellschaftliche Bezüge, wiesen später nur noch wenige 
Reden gesellschaftliche Frames auf (in beiden Debatten 
zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz waren es nur noch 
13 Prozent). Ein Wiederanstieg des gesellschaftlichen 
Framings konnte auch nach dem Wechsel in die Opposi-
tion nicht beobachtet werden. Im Vordergrund verblieb 
das oben beschriebene ökonomische und administra-
tive Paradigma. Nach der ‚Flüchtlingskrise‘ wurden die 
verbliebenen gesellschaftlichen und identitären Frames 
nach und nach voneinander entkoppelt. Behandelt wur-
den Integrationsfähigkeit der deutschen Gesellschaft, 
Ausländerfreundlichkeit und Willkommenskultur.

In den Jahren zwischen 2000 und 2005 spielte auch das 
Sicherheitsframing eine wichtige Rolle, verblasste je-
doch in den folgenden Jahren wieder und trat nur gele-
gentlich hervor. Wie oben bereits erwähnt, könnte dies 
darauf zurückzuführen sein, dass sowohl Erwerbs- als 
auch Fluchtmigration in der Zuwanderungsdebatte ge-
meinsam verhandelt wurden. Ein kurzer Anstieg kann in 
den Reden der Union nur noch nach 2015 beobachtet 
werden. So betonte die Abgeordnete Andrea Lindholz, 
dass Migrantinnen und Migranten, die sich an geltendes 
Recht hielten, die Vorzüge eines vereinten Europas ge-
nießen sollten, jedoch unter bestimmten und kontrol-
lierten Voraussetzungen.

„Die EU-Freizügigkeit ist zweifellos eine gute Antwort auf 
die Herausforderungen der Globalisierung. Menschen, 
Universitäten und Unternehmen können in der EU gren-
züberschreitend lernen, lehren, forschen und arbeiten. 
Allerdings muss die Freizügigkeit in Europa vernünftig ge-
regelt werden. Negative Nebeneffekte der Freizügigkeit, 
wie grenzüberschreitende Kriminalität, Armutsmigration 
oder unkontrollierte Asylmigration, müssen wirksam un-
terbunden werden.“ (Lindholz, 16. Februar 2017).

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich der Dis-
kurs der Union zur Erwerbsmigration in den letzten 20 
Jahren deutlich verändert hat. Während früher (insbe-
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sondere im Zusammenhang mit dem Zuwanderungsge-
setz) gesellschaftliche Aspekte stärker betont wurden, 
stehen heute wirtschaftliche und administrative Erwä-
gungen im Vordergrund. In den letzten Legislaturperio-
den wurden sowohl die Befürwortung als auch die Kritik 
an der Erwerbsmigration unter ökonomischen Gesichts-
punkten geführt. Dabei wurden in Regierungszeiten die 
positiven Effekte der Erwerbsmigration stärker betont als 
in Oppositionszeiten. Als In der Opposition äußerte die 
Union zuletzt vor allem Bedenken hinsichtlich Fehlanrei-
zen und Mangel an qualifizierten Arbeitskräften.

SPD

Die SPD beschäftigte sich ähnlich wie die Union intensiv 
mit der Erwerbsmigration, sowohl aus ökonomischen als 
auch administrativen und gesellschaftlichen Perspektiven. 
Anders als bei der Union lassen sich keine grundlegen-
den Veränderungen in der Kommunikationsstrategie 
zwischen Oppositions- und Regierungsbeteiligung er-
kennen. Die SPD betonte vor allem die Chancen, die sich 
für Wirtschaft und Gesellschaft aus der Erwerbsmigrati-
on ergäben. Dabei betrachtete sie die Erwerbsmigration 
nicht nur unter meritokratischen Gesichtspunkten, son- 
dern ging auch auf die Verantwortung von Staat und Ge-
sellschaft für die zuwandernden Menschen ein.14 Wie für 
die Union war auch für die SPD Integration ein entschei-
dender Baustein einer gelingenden Zuwanderungspolitik 
im Allgemeinen und Erwerbsmigration im Speziellen. In 
den Fokus rückte sie dabei jedoch sehr viel stärker die 
gesellschaftliche und administrative Willkommenskultur, 
um Deutschland im „Wettbewerb um die besten Köpfe“ 
(Hartmann, 23. Juni 2023) als attraktives Zielland zu eta-
blieren. Insbesondere der Anstieg des gesellschaftlichen 
Framings der letzten zwei Legislaturperioden geht auf 
konkurrierende Kommunikation von SPD, Grünen und 
FDP auf der einen Seite und der AfD auf der anderen Sei-
te zurück.15 Die AfD trat dabei als vehementer Kritiker ei-
ner liberalen Erwerbsmigrationspolitik auf, durch die die 
deutsche Gesellschaft insgesamt und unumkehrbar ge-
schädigt wurde. SPD, Grüne und FDP hielten dagegen und 
betonten die oben beschriebene Willkommenskultur.

Betrachtet man die Wortwolke der SPD weiter, fällt auf, 
dass viele der Begriffe, die bei der Union vorkamen, 
auch hier wieder abgebildet sind (etwa Gesetzentwurf, 
Zuwanderung, Deutschland oder brauchen und Integra-
tion). Viele der Begriffe beziehen sich auf den Prozess 
der Gesetzgebung selbst (etwa Gesetz, Gesetzentwurf 
oder Kollege) oder können als Oberbegriffe einer Debat-
te verstanden werden (beispielsweise Integration oder 
Arbeitsmarkt). Rückschlüsse auf die inhaltliche Positio-

14	 Auffallend häufig kommt etwa der Begriff „Mensch“ (mit 178 Treffern) in den Bundestagsreden der SPD-Abgeordneten vor. Dabei begibt sich die SPD 
bewusst in die Tradition Max Frischs, der sagte: „Wir riefen Arbeitskräfte, und es kamen Menschen“ (1965).  Mit dieser Maxime begründet die SPD ihren 
Zugang zu sämtlichen Fragen der Erwerbsmigration. 

15	 Vereinzelt konnten während der Debatte des Zuwanderungsgesetzes auch Sicherheitsframings und identitäre Framings festgestellt werden, dann jedoch 
vor allem in Abgrenzung zu Positionen der Union Anfang der 2000er Jahre.

16	 Für die Union wurden 27 von insgesamt 51 Reden identifiziert, in denen ökonomische Probleme durch Migration angesprochen wurden, während bei der 
SPD vier von insgesamt 42 Reden identifiziert wurden. Das Verhältnis berechnet sich dabei aus der relativen Häufigkeit von SPD und Union.

nierung lassen diese eher nicht zu. Allerdings lässt sich 
daran ablesen, welche Themen die Debatte bestimmen. 

Insgesamt wurde Erwerbsmigration im Vergleich zur 
Union deutlich positiver beschrieben. Dies gelang vor al-
lem deshalb, weil zum einen argumentativ sehr deutlich 
zwischen Erwerbsmigration und humanitärer Migration 
getrennt wurde und zum anderen gering qualifizierte 
Zuwanderung nicht so sehr wie von der Union als Pro-
blem dargestellt wurde. Migration insgesamt wurde 
weniger als Problem, sondern als bewältigbare Heraus-
forderung dargestellt. Zum Vergleich: die Union sprach 
im Kontext von Erwerbsmigration über fünfmal häufiger 
von ökonomischen Problemen im Zusammenhang mit 
Migration als die SPD.16 

„Ich finde, wir dürfen, wenn wir über Zuwanderer reden – 
das ist meine herzliche Bitte –, diese Gruppe von Menschen 
nicht immer wieder so darstellen, als wäre sie eine große 
Bedrohung für dieses Land“ (Castellucci, 9. Mai 2019).

Erwerbsmigration wurde oft als eine Chance für die 
deutsche Wirtschaft betrachtet, da es nicht genügend 
einheimische Arbeitskräfte gäbe, um einen möglichen 
Fachkräftemangel zu verhindern, selbst wenn alle ver-
fügbaren inländischen Ressourcen genutzt würden. Da-
rauf deuten auch Worthäufigkeiten einzelner Begriffe 
hin (siehe Abb. 7). Etwa wurden in 42 Reden 102-Mal der 
Begriff „brauchen“ verwendet. Zum Vergleich: Bei der 
Union wurde er in 51 Reden lediglich 89-Mal genutzt.

Die SPD ging davon aus, dass Deutschland, um im Wettbe-
werb um hochqualifizierte Fachkräfte erfolgreich zu sein, 
ausreichend Anreize schaffen müsse. Andernfalls bestehe 
die Sorge, dass Deutschland die Chance verpasse, hoch-
qualifizierte Arbeitskräfte anzuziehen und zu gewinnen.

„Wir haben in manchen Branchen und Regionen heute be-
reits Fachkräftebedarf. Wir steuern auf einen eklatanten 
Mangel an Arbeitskräften zu. Wir brauchen also Einwande-
rung. Einwanderung ist gut für alle – wenn man sie ordent-
lich organisiert, so wie wir das hier tun. Sie kann ein Gewinn 
für alle sein: für die Menschen, die zu uns kommen, für die 
Herkunftsländer, in die die Rücküberweisungen stattfinden, 
und auch für die Bevölkerung hier, die beispielsweise schon 
unter Arbeitsverdichtung klagt, weil die Arbeitsplätze, die 
hier im Lande frei sind, nicht für andere zur Verfügung ge-
stellt wurden. Zuwanderung kann uns allen nützen. Das ist 
die Geschichte unseres Landes – ein Land, in dem bereits 
heute etwa ein Viertel der Menschen Migrationshintergrund 
hat“ (Castellucci, 17. Juni 2019).
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Argumentiert wurde dabei wiederholt historisch. Zu-
wanderung sei demnach sowohl wirtschaftlich als auch 
kulturell-gesellschaftlich eine Erfolgsgeschichte, negati-
ve Aspekte wurden hingegen seltener angesprochen. 

„Suchen Sie sich eine Epoche in unserer Geschichte aus, 
und Sie werden fündig: ob Hugenotten, die als Arbeitskräfte 
nach Preußen kamen, ob Ruhrpolen, die aus dem dünnbe-
siedelten Ruhrgebiet das Herz der Industrialisierung mach-
ten, (Zurufe von der AfD) ob sogenannte Gastarbeiter/-in-
nen in der BRD oder Vertragsarbeiter/-innen in der DDR, die 
unseren Wohlstand mit aufgebaut haben. Arbeitsmigration 
hat uns reicher gemacht: kulturell, volkswirtschaftlich und 
auch auf persönlicher Ebene“ (Nasr, 27. April 2023).

Zu unterschiedlichen Zeitpunkten wurden jedoch sich zum 
Teil widersprechende Effekte von Erwerbsmigration her-
vorgehoben, was die Argumentation der SPD im Rückblick 
teilweise widersprüchlich erscheinen lässt. Als Anfang der 
2000er die konjunkturelle Schwäche Deutschlands und 
hohe Arbeitslosigkeit im Zentrum der Debatte standen, 
wurde argumentiert, dass qualifizierte Zuwanderung neue 
Jobs schaffe und Verdrängungssorgen unbegründet sei-
en. Nachdem das Thema Fachkräftemangel immer wich-
tiger wurde, fokussierte man sich vor allem auf die kon-
krete Arbeitskraft, die nach Deutschland kommen würde 
und dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen könne.17    

17	 In der Logik des früheren Arguments (qualifizierte Zuwanderung schaffe neue Jobs) würde das bedeuten, dass qualifizierte Zuwanderung zu noch mehr 
Fachkräftemangel führen könnte.

Auch wenn die SPD vor allem die positiven Aspekte von 
Migration auf die Wirtschaft hervorhob, betonte auch sie, 
dass Migration nicht zu ökonomischen Verwerfung führen 
dürfe. Anders als die Union bezeichnete sie diese Heraus-
forderungen (wie Lohndumping oder Sozialmissbrauch) 
deutlich vorsichtiger als Ausnahmen und nicht als Regel.

„Es geht darum, auch Einwanderung zu sortieren und zu 
steuern. Wir werden keine Einwanderung in die Sozialsys-
teme und keine Einwanderung zu Lohndrückerei zulassen. 
(Alexander Throm [CDU/CSU]: Na selbstverständlich! Das 
ist im Gesetz angelegt!) Aber wir schaffen mit diesem Ge-
setz das modernste und liberalste Einwanderungsrecht, 
weil Deutschland es braucht“ (Heil, 27. April 2023).

Eine leichte Verschiebung des Fokus gab es beim administ-
rativen Framing. Während der Zuwanderungsgesetzdebat-
ten forderte die SPD vor allem mehr Systematisierung der 
Migrationsgesetze. Dieses müsse deshalb (durch das Zu-
wanderungsgesetz) neu geordnet und vereinfacht werden. 

„Das geltende deutsche Ausländer- und Zuwanderungs-
recht ist zersplittert, unübersichtlich und zum Teil sehr 
bürokratisch. Diese Erkenntnis ist nicht neu und wird ver-
mutlich von allen Fraktionen dieses Hauses geteilt. Auch die 
Opposition wird deshalb leicht zustimmen können. Das Zu-
wanderungsrecht muss geordnet und gestrafft werden. Im 

Abb. 7: Wortwolke aus Redebeiträgen der SPD-Abgeordneten im deutschen Bundestag (2001 bis 2023)

Quelle: Bundestagsreden der SPD -Fraktion zum Thema Erwerbsmigration / eigene Darstellung
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besten Falle wird es so formuliert, dass auch der normale 
Mensch versteht, was mit dem Gesetzeswerk gemeint ist“ 
(Bürsch, 9. Mai 2003).

Die Umsetzung und Implementierung von EU-Richtlini-
en erweiterte und verkomplizierte das Regelwerk der 
Erwerbsmigration in den Folgejahren deutlich, weshalb 
sich der Fokus weg von der Systematisierung der Geset-
ze hin zum Abbau bürokratischer Hürden entwickelte. 
Eine erfolgreiche Umsetzung dieses Ziels erfordere nicht 
nur Gesetzesänderungen, sondern auch die Beschleuni-
gung von Verwaltungsprozessen bei den Auslandsver-
tretungen sowie den Ausländerbehörden.18 

„Liebe Damen und Herren, das Gesetz wird nur eine Wir-
kung haben, wenn wir den Aktenstau bei den Auslandsver-
tretungen beseitigen, die Rahmenbedingungen bei den Aus-
länderbehörden genauso wie in unseren Kitas und Schulen 
verbessern“ (Diaby, 17. Juni 2019).

Die SPD argumentierte außerdem, dass Deutschland 
bisher aufgrund bürokratischer Hürden nicht attraktiv 
genug für ausländische Fachkräfte sei. Die Attraktivität 
könne man steigern, indem man Verfahren vereinfache 
und beschleunige. 

Die SPD beschäftigte sich über den gesamten Zeitraum 
viel mit gesellschaftlichen Themen. Seit der Debatte zum 
Zuwanderungsgesetz existierte der innerparteiliche Kon-
sens, dass Deutschland faktisch ein Einwanderungsland 
sei.19 Einwanderung nach Deutschland sei der Normal-
zustand, der von der Politik zu lange verleugnet wurde.

„Europäische Geschichte war und ist auch Migrations-
geschichte; das haben manche nicht mehr erkennen 
können. Sie reicht von der Völkerwanderung bis hin zum 
Massenexodus in die neue Welt im 19. Jahrhundert und 
endet nicht mit den Millionen Flüchtlingen und Vertrie-
benen des vergangenen Jahrhunderts. Heute ist Europa 
für Menschen aus aller Welt Anziehungspunkt, aber auch 
Zufluchtsort geworden. Wie viele andere europäische 
Länder ist Deutschland vom Auswanderungsland zum 
Einwanderungsland geworden“ (Schily, 1. Juli 2004).

„Deutschland ist ein Einwanderungsland, und das schon 
sehr lange, meine Damen und Herren. Es war leider ein Feh-
ler, das lange zu negieren. Das hat uns in Schwierigkeiten 
geführt. Man spürt das auch an allen Ecken und Enden. In 
der Konsequenz fehlen uns heute Hunderttausende Fach-
kräfte in verschiedenen Bereichen“ (Faeser, 27. April 2023).

Wie die Union betonte die SPD die Notwendigkeit von 
Integration in die deutsche Gesellschaft, unterstrich da-
bei jedoch die Willkommenskultur der Aufnahmegesell-

18	 Gleichzeitig sei es von entscheidender Bedeutung, die Bildungsbedingungen in Kindertagesstätten und Schulen zu optimieren, um sicherzustellen, dass 
Einwandernde und ihre Familien bestmöglich Startbedingungen vorfänden, um in die deutsche Gesellschaft integriert werden zu können.

19	 In jedem vierten Dokument der SPD (27,9 Prozent), wurde das Thema „Einwanderungsland“ behandelt. 

schaft sehr viel stärker. Eine Willkommenskultur sei vor 
allem deshalb wichtig, weil durch diese die Attraktivität 
Deutschlands für Fachkräfte gesteigert werde. Anfang 
der 2000er bis Mitte 2010 adressierte die SPD damit vor 
allem Mitglieder der Union. Seitdem die AfD im Parla-
ment saß, wurde die Warnung vor den negativen Effek-
ten einer fehlenden Willkommenskultur jedoch noch 
einmal deutlich stärker und spezifisch auf die AfD ange-
passt, indem Fremdenfeindlichkeit und rechte Rhetorik 
kritisiert wurden. Impliziert wurde außerdem, dass die 
AfD Deutschland bewusst schaden wolle, um von der 
wachsenden Unzufriedenheit zu profitieren: Je schlech-
ter es Deutschland gehe, desto besser für die AfD. 

„Wenn die AfD hier gegen Migrantinnen und Migranten 
hetzt, dann weiß sie ganz genau, dass unsere Unternehmen, 
Arbeitsmarktforscher/-innen und Sozialstaatsexpertinnen 
und Sozialstaatsexperten davor warnen, dass wir sonst un-
seren Wohlstand verspielen. Ich frage Sie also, werte AfD: 
Warum wollen Sie diesem Land denn was Schlechtes? Was 
haben Sie denn gegen Deutschland, dass Sie es so herunter-
wirtschaften wollen?“ (Nasr, 27. April 2023).

Kritisiert wurde immer wieder, dass Integration durch die 
Politik vernachlässigt würde und man sich zu stark auf Zivil-
gesellschaft und bürgerliches Engagement verlassen habe. 
Integration verstand die SPD dabei durchaus umfassend 
als Zusammenspiel von ökonomischen, gesellschaftlichen 
als auch von kulturellen Faktoren. Eine gelungene Integra- 
tion von Migrantinnen und Migranten sei dabei eine not-
wendige Voraussetzung, um von Zuwanderung als Land 
profitieren zu können.

„Zuwanderung kann letztlich nur erfolgreich sein, wenn uns 
die Integration der Zuwanderer gelingt. Seit dem Zweiten 
Weltkrieg sind weit über 30 Millionen Menschen aus dem 
Ausland zu uns gekommen. Jetzt müssen wir selbstkritisch 
feststellen: Bei der Zuwanderung dieser Menschen wurden 
die Erfordernisse der Integration zu wenig berücksichtigt. 
Die Einbeziehung der Ausländer in das politische, wirt-
schaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Leben Deutsch-
lands wird und muss deshalb eine Hauptaufgabe der ge-
samten Innenpolitik der nächsten Jahre sein, vielleicht so-
gar der gesamten Gesellschaftspolitik […] Ein Großteil der 
Integrationsleistungen wird schon bisher völlig unabhängig 
von staatlicher Steuerung erbracht. Verbände, Initiativen 
und auch einzelne engagierte Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger leisten auf diesem Gebiet eine vorzügliche Arbeit“ (Bu-
ersch, 13. Dezember 2001).

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich die 
SPD beim Thema Erwerbsmigration nicht auf ein ein-
ziges Framing festlegte und das Phänomen somit ver-
gleichsweise vielschichtig betrachtete. Sie betonte die 
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Bedeutung der Erwerbsmigration als Chance für die 
deutsche Wirtschaft und Gesellschaft und unterstrich 
den Bedarf an ausländischen Fachkräften, um dem 
Fachkräftemangel entgegenzuwirken. Auch die Integra-
tion in die Gesellschaft wurde hervorgehoben, wobei die 
Rolle der Willkommenskultur stärker betont wurde als 
in der Union. Auffällig ist zudem, dass die Art und Weise, 
wie die SPD Erwerbsmigration darstellte, auch im Über-
gang von der Regierungs- zur Oppositionspartei keinen 
radikalen Perspektivwechsel erfuhr. 

FDP

Sowohl die Union als auch die SPD  hatten in den letzten 
Legislaturperioden vergleichsweise hohe Redeanteile 
(sowohl hinsichtlich der Anzahl als auch der Länge der 
Reden) in den Debatten zur Erwerbsmigration. Von der 
Union wurden seit 2001 insgesamt 51 Bundestagsreden 
analysiert, von der SPD 43. Die FDP (und auch alle noch 
folgenden Parteien) kam mit 22 Reden auf einen deutlich 
geringeren Redeanteil.20 In diesen positionierte sich die 
FDP deutlich zuwanderungsfreundlicher als in anderen 
Migrationsdebatten (etwa zur Fluchtmigration). Dabei 
nutzte sie, wie Union und SPD, vor allem ökonomische, 
administrative und gesellschaftliche Frames, fokussierte 
sich dabei jedoch vor allem auf hoch- und höchstqualifi-

20	 Aufgrund des Ausscheidens des FDP aus dem Bundestag in der 18. Wahlperiode (22. Oktober 2013 bis zum 24. Oktober 2017) konnte während dieses 
Zeitraums keine Rede von Abgeordneten der FDP analysiert werden. Im Schnitt sind die Reden der kleineren Parteien außerdem auch kürzer als die der 
CDU und SPD. 

21	 Zu Geringqualifizierten oder niedrig Qualifizierten (wie bei der Union) findet man hingegen keine Worttreffer.

zierte Zuwanderung, deren Potenziale sie in einer libera-
len Marktwirtschaft am besten genutzt sah. Ein zu zöger-
liches Vorgehen bei der Erwerbsmigration – ein Vorwurf, 
der zu Beginn vor allem an die Union gerichtet wurde 
– sei deshalb ein Standortnachteil, den sich Deutschland 
nicht länger leisten könne. Ähnlich argumentierte die 
FDP auch, wenn sie in den jüngsten Legislaturperioden 
die Positionen der AfD kritisierte.

Beim ökonomischen Framing richtete die FDP den Fokus 
auf die wirtschaftlichen Vorteile durch Zuwanderung. 
Betont wurde die Notwendigkeit von hochqualifizierten 
Arbeitskräften, um den demografisch bedingten Fach-
kräftemangel zu bewältigen. Aus der Wortwolke ist zu 
entnehmen, dass häufig von Hochqualifizierten (21 
Treffer) und Fachkräften (16 Treffer) gesprochen wurde 
(siehe Abb. 8).21  Dabei wurde die Erwerbsmigration als 
ein wesentliches Mittel zur Förderung von Innovationen, 
Wohlstand und wirtschaftlicher Dynamik dargestellt. Die 
FDP war in diesem Punkt der SPD näher als der Union. Die 
Integration von Zugewanderten und die Schaffung lega-
ler Einwanderungsmöglichkeiten wurden dabei immer in 
Einklang mit dem ökonomischen Nutzen und der Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze gesetzt. Im Untersuchungszeit-
raum wurden immer wieder kritische Positionen der Uni-
on in der Einwanderungspolitik problematisiert:

Abb. 8: Wortwolke aus Redebeiträgen der FDP-Abgeordneten im deutschen Bundestag (2001 bis 2023)

Quelle: Bundestagsreden der FDP-Fraktion zum Thema Erwerbsmigration / eigene Darstellung
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„Was haben CDU und CSU eigentlich gegen Arbeitgeber? 
Was haben Sie eigentlich gegen die Interessen der Wirt-
schaft? Was haben Sie eigentlich dagegen, eines der er-
folgreichsten Instrumente bei der Einwanderung in den 
Arbeitsmarkt auszudehnen? Das machen wir nämlich! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, wir gehen sogar noch weiter. 
Wir wollen dieses Instrument der Westbalkanregelung auch 
anderen Staaten anbieten, die uns dabei helfen, die irrregu-
läre Migration nach Deutschland zu reduzieren. Das brau-
chen wir“ (Kuhle, 23. Juni 2023).

Wie die SPD zeichnete die FDP die Geschichte der Erwerbs-
migration vor allem als Erfolgsgeschichte für Deutschland. 

Auch die FDP machte sich stark für eine effiziente Ver-
waltungsstruktur, unterschied sich jedoch bei den 
konkreten Forderungen von der Union. Die FDP argu-
mentierte, dass Deutschland dringend ein einheitliches 
und attraktives Einwanderungssystem für ausländische 
Fachkräfte benötige, um im internationalen Wettbewerb 
um Talente konkurrenzfähig zu bleiben. In der Opposi-
tion kritisierte die FDP vor allem die Maßnahmen der 
Bundesregierung als unzureichend und zu bürokratisch. 
Es fehle ein einheitliches System der Erwerbsmigration, 
dass die Anwendung sowohl für Einwandernde als auch 
für Verwaltungen einfacher mache. Als Lösung schlug 
die FDP seit dem Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz 
2008 ein Punktesystem vor, mit dem die Zuwanderung 
von Arbeitskräften nach Deutschland unbürokratisch, 
transparent und effizient gesteuert werden könne. Das 
Punktesystem war eine Kernforderung der FDP und 
wurde in 45 Prozent der Bundestagsreden angespro-
chen. Darin unterschied sie sich vor allem von der Uni-
on, die jede Form der Potenzialzuwanderung ablehnte. 
Im Fachkräfteeinwanderungsgesetz II konnte die Ampel-
koalition nach mehreren Jahrzehnten Debatte im Parla-
ment gemeinsam mit SPD (das federführende Arbeits- 
und Sozialministerium war SPD geleitet) und den Grü-
nen22 ein Punktesystem (die Chancenkarte) beschließen.  
Die FDP argumentierte früh, dass aufgrund des europa-
weiten demografischen Wandels EU-interne Migration 
allein nicht ausreichen würde, um den Fachkräftebedarf 
Deutschlands zu decken. Sie hob deshalb hervor, dass 
das bestehende System mit hohen Hürden und bürokra-
tischen Hindernissen die Attraktivität Deutschlands für 
ausländischer Fachkräfte verringere. Eine offene und 
attraktive Willkommenskultur in der Verwaltung sei für 
eine erfolgreiche Erwerbsmigrationspolitik der entschei-
dende Hebel der Politik.

Innerhalb der FDP war es früh Konsens, dass Deutschland 
ein Einwanderungsland sei. Im Zusammenhang mit de-
mografischen Herausforderungen erwuchsen daraus Ein-
sichten, die über den gesamten Beobachtungszeitraum 
die Argumentation der FDP prägte. Dadurch ist auch zu 

22	 Die Grünen forderten ihrerseits seit der Debatte um das Zuwanderungsgesetz Anfang 2000 ein Punktesystem zur Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte.

verstehen, dass obwohl ähnliche Themen von den Abge-
ordneten der FDP wie von der Union angesprochen wur-
den, sie diese optimistischer als die Union rahmte. Über 
den gesamten Untersuchungszeitraum wurde der gesell-
schaftliche Fortschritt mit ökonomischem Fortschritt ver-
knüpft und als historische Erfolgsgeschichte dargestellt.

„In Deutschland ist die Zuwanderung eine Erfolgsgeschich-
te. Vor 300 Jahren sprach ein Viertel der Einwohner in Berlin 
fließend Französisch. Vor 100 Jahren sprachen eine halbe 
Million Menschen im Ruhrgebiet fließend Polnisch. Heute 
sprechen zwei Millionen Menschen in diesem Land flie-
ßend Türkisch, weil sie türkische Wurzeln haben. All diese 
Zuwanderer in der Vergangenheit haben nicht nur unsere 
Gesellschaft bereichert, sondern auch die wirtschaftliche 
Erfolgsgeschichte in Deutschland mitgeschrieben“ (Vogel, 
27. April 2012).

Gesellschaftlicher Fortschritt sei dabei abhängig von ei-
ner gelungenen und nachhaltigen Integration der Zuge-
wanderten in die deutsche Gesellschaft. Ähnlich wie Uni-
on und SPD betonte sie die Bedeutung der deutschen 
Sprache und versuchte dabei ihr Integrationsverständnis 
vor allem von dem der Grünen und der Linken abzugren-
zen. Der Vorwurf an beide lautete, dass Integration ohne 
Bedingungen – die von der Gesellschaft des Aufnahme-
lands bestimmt würden – nicht funktionieren könne. 

„Wir halten es nicht, wie die Grünen oder die Linken, für un-
zumutbar, Deutsch zu lernen, sondern wollen Anreize dafür 
setzen. (Beifall bei der FDP und der Union) Statt des Ver-
zichts auf Integrationsanforderungen muss Deutschland 
in der Integrationspolitik endlich positiv und aktiv denken“ 
(Wolff, 27. April 2012).

Zusammenfassend positionierte sich die FDP in den De-
batten zur Erwerbsmigration als liberale Kraft, die auf 
hochqualifizierte Zuwanderung setzte. Im ökonomischen 
Framing betonte sie die wirtschaftlichen Vorteile durch 
Zuwanderung und kritisierte die zuwanderungskritische 
Haltung der Union auf dem Feld der Erwerbsmigration. 
Administrativ forderte die FDP ein einheitliches Einwande-
rungssystem für Fachkräfte und betonte die Notwendig-
keit eigener Verantwortung in der Einwanderungspolitik. 
Gesellschaftlicher Fortschritt wurde mit ökonomischem 
Erfolg verknüpft, und auch die Integration der Zugewan-
derten in die Gesellschaft stand im Fokus. Die Partei un-
terstrich frühzeitig die Anerkennung Deutschlands als 
Einwanderungsland und die Bedeutung qualifizierter Zu-
wanderung sowie verstärkter Integrationsmaßnahmen.

B90/Die Grünen

In den 26 analysierten Bundestagsreden grüner Abge-
ordneter zum Thema Erwerbsmigration ist ein deutlicher 
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und im Zeitverlauf zunehmender Fokus auf wirtschaftli-
che und administrative Themen festzustellen.23 Generell 
war in den Diskursen der Grünen das Bemühen erkenn-
bar, der vorherrschenden problemzentrierten Perspek-
tive auf Zuwanderung eine chancenzentrierte Perspek-
tive entgegenzusetzen. Nach dem Abflachen des gesell-
schaftlichen Framings zwischen 2005 bis 2021 gewann 
dieses für die Grünen – vor allem in Abgrenzung zur AfD 
– wieder an Bedeutung. Insgesamt positionierten sich 
die Grünen als progressive Kraft in der Einwanderungs-
politik. Dies zeigt sich daran, dass sie keine negativen 
Bezeichnungen verwendeten. Stattdessen finden sich 
häufig Begriffe wie „Einwanderungsland“ oder „modern“.

Erwerbsmigration wurde von den Abgeordneten der 
Grünen ausschließlich als ökonomischer Gewinn für 
Deutschland gedeutet. Allein der soziodemografische 
Wandel ließ eine Liberalisierung der Erwerbsmigration 
aus grüner Sicht als alternativlos erscheinen. Migration 
in diesem Sinn wurde nicht als Problem, sondern als ein 
Teil der Lösung gewertet.

„Einwanderung – das ist Migration – ist ja in Ihrem Duktus 
„die Mutter aller Probleme“. In Wahrheit ist Einwanderung 
die Mutter vieler Lösungen, insbesondere beim Fachkräfte-
mangel“ (Göring-Eckhardt, 9. Mai 2019).

Das Problem sei nicht zu viel, sondern zu wenig Migra-
tion. In diesem Zusammenhang wurde darauf hingewie-

23	 Humanitäres, Sicherheits- oder Identitäres Framing kommt hingegen kaum vor.

sen, dass trotz Liberalisierung (z.B. durch die Green Card) 
weiterhin zu wenige Fachkräfte nach Deutschland kämen. 
Die Grünen plädierten dafür, die Bedingungen für die 
Fachkräfte und ihre Familien attraktiver zu gestalten, u.a. 
durch die Liberalisierung des Staatsbürgerschaftsrechts. 

„Wir müssen jetzt dafür sorgen, dass klar ist: Wir sind ein 
guter Standort. Wir schaffen gute Bedingungen, übrigens 
auch für die Familien; denn Menschen, die als Fachkräfte 
hierherkommen, haben Familie, sie müssen abgesichert 
werden, und sie müssen auch eine Chance haben. Des-
wegen: Geben Sie sich endlich einen Ruck bei der Bera-
tung des Gesetzes, und sorgen Sie endlich dafür, dass es 
Einwanderung gibt, dass wir die besten Kräfte bekom-
men für die vielen Bereiche, in denen wir sie tatsächlich 
brauchen“ (Göring-Eckardt, 9. Mai 2019).

„Populistische Äußerungen“, insbesondere seitens der 
CSU, welche die Befürchtung der Einwanderung in die So-
zialsysteme beinhalteten und Migration als Ganzes nega-
tiv darstellten, wurden kritisiert. Die grünen Abgeordneten 
kritisierten, dass solche Signale ausländische Fachkräfte 
abschrecken könnten und Deutschland somit als ge-
schlossene Gesellschaft wahrgenommen werden würde.

„Äußerungen der CSU im Sinne einer Einwanderung in 
die Sozialsysteme sind nichts anderes als populistische 
Stammtischpolitik, liebe Freundinnen und Freunde. Solche 
Äußerungen tragen Mitschuld daran, dass Deutschland 

Abb. 9: Wortwolke aus Redebeiträgen der B‘90/Die Grünen-Abgeordneten im deutschen Bundestag (2001 bis 2023)

Quelle: Bundestagsreden der B‘90/Die Grünen -Fraktion zum Thema Erwerbsmigration / eigene Darstellung
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das Image einer geschlossenen Gesellschaft hat. Das Sig-
nal an die ausländischen Fachkräfte ist ziemlich negativ. 
Darum ist zu befürchten, dass sie weiter einen großen Bo-
gen um unser Land machen“ (Kilic, 1. März 2012).

Zwar unterschieden auch die Grünen, ähnlich wie die CDU, 
argumentativ sehr deutlich zwischen Erwerbs- und Flucht-
migration, jedoch nicht entlang der „utilitaristischen“ 
Kategorien von nützlicher und nicht-nützlicher Migration. 
Vielmehr sprachen die Grünen von Menschen, die die 
deutsche Gesellschaft brauche (Erwerbsmigration) und 
von Menschen, die die Hilfe der deutschen Gesellschaft 
benötigen (Fluchtmigration).  

Seit dem Jahr 2005 war eine deutliche Zunahme des ad-
ministrativen Framings festzustellen, wobei ab 2013 ein 
Plateau erreicht wurde. Dabei unterschieden sich die 
Grünen im administrativen Framing der Erwerbsmigra-
tion wenig von dem anderen Parteien. Betont wurden 
Prinzipien wie Liberalisierung, Systematisierung und Ent-
bürokratisierung. Um diese zu erreichen, forderten die 
Grünen seit dem Ende der Debatte über das Zuwande-
rungsgesetz (2004) die Einführung eines Punktesystems, 
mit dem Vereinfachung, mehr Systematik und Transpa-
renz sowie weniger Bürokratie erreicht werden sollte.24  

„Die Leitgedanken sollten dabei sein: erstens Vereinfa-
chung, zweitens mehr Systematik und Transparenz sowie 
drittens weniger Bürokratie. Das kann man am besten 
mit der Schaffung eines sogenannten Punktesystems 
realisieren. Dazu haben wir bereits einen Antrag einge-
bracht, der heute auch zur Abstimmung steht. Neben 
dem DGB, den Arbeitgeberverbänden und der Wissen-
schaft streben auch SPD und FDP ein Punktesystem an. 
Die Linke spielt dabei mit der Union die Dagegenpartei 
und blockiert die notwendige Modernisierung. Dafür be-
kommen beide null Punkte“ (Kilic, 27. April 2012).

Gesellschaftliches Framing spielte in den Reden grüner 
Bundestagsabgeordneter Anfang der 2000er Jahre eine 
Rolle, etwa im Rahmen der Debatte um das Zuwande-
rungsgesetz (2001 bis 2005), als die Grünen die Frage, ob 
Deutschland ein Einwanderungsland sei, eindeutig bejah-
ten (in sieben von neun Reden wurde das Thema affirmativ 
behandelt). Gleichzeitig wiesen die Grünen auf die Nachtei-
le einer ablehnenden Haltung hin, wie dieses Beispiel zeigt:

„Deutschland hat heute 82 Millionen Einwohner; ohne Zu- 
wanderung, so das Institut für Bevölkerungsforschung, 
wären es gerade 55 Millionen. Diese Zahlen zeigen: 
Deutschland ist ein Einwanderungsland. Es geht nicht um 
die Anerkennung oder Leugnung eines Tatbestandes, es 
geht um seine Gestaltung“ (Beck, 13. März 2003).

24	 Mit dem zweiten Fachkräfteeinwanderungsgesetz wurde das Punktesystem als Chancenkarte auch in die Tat umgesetzt, wobei Opposition und 
Sachverständige vor einer „nicht unerheblichen Komplexitätssteigerung“ oder einem „Bürokratiemonster“ warnten (etwa SVR 2023: 5ff; Lindholz, 23.Juni 2023).

Gesellschaftliche Aspekte der Erwerbsmigration verlo-
ren zunehmend an Bedeutung, bis sie im Zuge der Dis-
kussion um das Fachkräfteeinwanderungsgesetz (2022) 
wieder in den Fokus rückten. Dies lag insbesondere an 
der Betonung der Bedeutung einer Willkommenskultur 
für Fachkräfte sowohl in der Gesellschaft als auch in der 
Verwaltung. Fremdenfeindliche Tendenzen wurden hin-
gegen vor allem als wirtschaftsschädigend angesehen.

Auch die Grünen thematisierten die Herausforderungen der 
Migration, allerdings eher selten. Sie wurden auch nicht als 
grundsätzlich unlösbar dargestellt. In diesem Zusammen-
hang stellten sich die Grünen als die eigentlich gestaltende 
Kraft in der Bundesrepublik dar und die anderen Partei-
en, insbesondere die Union, als zu passiv und defensiv.

„Einwanderungsgesellschaften stehen vor großen gesell-
schaftlichen Herausforderungen. Das sollten wir nicht weg-
reden. Aber als Teil der Europäischen Union, einer Region, 
die demnächst 27 Staaten haben wird, werden wir mit dem 
Faktum Einwanderung leben müssen, es im eigenen Inter-
esse positiv gestalten müssen, weil wir sonst Unfrieden im 
Land schaffen, den dann niemand von Ihnen politisch wie-
der einfangen kann“ (Beck, 13. Dezember 2001).

Mangelnder Gestaltungswille und mangelnde Offenheit 
wurden auch von den Grünen als Gründe für die beob-
achtbaren Defizite bei der Integration von Teilen der Zu-
wanderer in Arbeitsmarkt und Gesellschaft gesehen. Die 
für die anderen Parteien zentrale Integration über die 
deutsche Sprache wurde von den Grünen jedoch teilwei-
se relativiert. Zwar gelte generell:

„Es geht nicht um Ausgrenzung, sondern um Integration. 
Der Schlüssel dazu ist die deutsche Sprache. Darüber be-
steht gottlob Konsens“ (Beck, 13. März 2003).

Bei hochqualifizierten Fachkräften, etwa im IT-Bereich, 
sei die Hauptverkehrssprache jedoch Englisch und ein 
Ausschluss aufgrund mangelnder Deutschkenntnisse 
für die Personen nicht sinnvoll. Außerdem würde Inte-
gration in erster Linie durch die aktive Teilnahme am 
Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft gelingen und nicht 
durch hohe Zugangshürden.

„Ein Informatiker, für dessen Tätigkeit die englische Sprache 
entscheidend ist, sollte nicht aufgrund geringer deutscher 
Sprachkenntnisse ausgeschlossen werden. Ansonsten kann 
Deutschland nur noch auf die klugen Köpfe aus Österreich 
und der deutschsprachigen Schweiz hoffen. Allerdings ver-
lieren wir gerade selbst hochqualifizierte Fachkräfte an die-
se Nachbarstaaten. Das ist doch hirnrissig, meine Damen 
und Herren“ (Kilic, 27. April 2012).
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Zusammenfassend zeigten die Grünen im Verlauf eine 
Zunahme des ökonomischen und administrativen Fra-
mings und rahmten Erwerbsmigration vor allem als öko-
nomischen Gewinn. In Regierungsverantwortung griffen 
die Grünen seit 2019 verstärkt auf gesellschaftliches Fra-
ming zurück. Dabei wurde vor allem Aussagen entgegen-
getreten, die einer Willkommenskultur widersprachen. 
Integration in die deutsche Gesellschaft, vor allem durch 
gesellschaftliche Teilhabe, wurde als zentraler Schlüssel 
für eine erfolgreiche Migrationspolitik betrachtet. Her-
ausforderungen wurden von den Grünen als lösbar dar-
gestellt, wobei sie ihre gestaltende Rolle hervorhoben. 

Die Linke

Insgesamt wurden über den gesamten Zeitraum 18 Bun-
destagsreden von Abgeordneten der Linken analysiert.25 
Neben der AfD ist die Partei Die Linke die Einzige, die über 
den gesamten Zeitraum Teil der Opposition war und in 
deren Reden administratives Framing kaum eine Rolle 
spielte. Die Linke ist dazu die einzige Partei, die das Thema 
Erwerbsmigration aus einer ganz anderen Perspektive 
betrachtete: Im Vordergrund standen nicht gesellschaft-
liche Fragen, sondern vielmehr eine humanitäre bzw. ge-
rechtigkeitsorientierte Perspektive. Behandelt wurden in 
diesem Zusammenhand zwar auch ökonomische Aspek-
te, diese traten jedoch in vielen Reden spürbar hinter die 

25	 Aufgrund des Ausscheidens der Partei Die Linke aus dem Bundestag in der 15. Wahlperiode (17. Oktober 2002 bis zum 18. Oktober 2005) konnte während 
dieses Zeitraums keine Rede von Abgeordneten der Partei Die Linke analysiert werden.

Gerechtigkeitsperspektive zurück. Sicherheitsrelevante, 
identitätsbezogene oder gesellschaftliche Aspekte wurden 
hingen seltener behandelt.

Eine andere Herangehensweise zeigte sich bereits in der 
Einschätzung des Mangels an qualifizierten Arbeitskräf-
ten. Dieser wurde zwar nicht grundsätzlich geleugnet – 
die Ursachen wurden jedoch nicht in der Demographie, 
sondern in schlechten Arbeitsbedingungen gesehen. 
Es überrascht daher nicht, dass die Begriffe „Arbeitsbe-
dingungen“ (15 Treffer) und „Löhne“ (17 Treffer) in den 
Reden der Abgeordneten der Partei Die Linke vergleichs-
weise häufig vorkamen. Der Vorwurf an die anderen Par-
teien lautete, sie würden sich zum „Komplizen des Kapi-
tals“ machen, welches nicht bereit ist Fachkräfte gerecht 
zu entlohnen. Die Linke argumentierte, dass das Narrativ 
eines Fachkräftemangels dazu diene, inländischen Fach-
kräften niedrigere Löhne zu zahlen, indem man neue kos-
tengünstige Arbeitskräfte aus dem Ausland rekrutiere.

„Sie selbst produzieren den Fachkräftemangel, den Sie vor-
geblich bekämpfen wollen. Meine Damen und Herren, die 
Diskussion um den Fachkräftemangel ist ein durchsichtiges 
Manöver. So wollen Unternehmen durch den Zugriff auf ein 
höheres Arbeitskräftepotenzial den Druck auf die inländi-
schen Löhne und Gehälter verstärken. Offensichtlich sind 
die deutschen Unternehmer nicht gewillt, den hier ausge-

Abb. 10: Wortwolke aus Redebeiträgen der Linken-Abgeordneten im deutschen Bundestag (2001 bis 2023)

Quelle: Bundestagsreden der Linken -Fraktion zum Thema Erwerbsmigration / eigene Darstellung
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bildeten Fachkräften ausreichende Vergütungen und Ar-
beitsbedingungen zu bieten“ (Jelpke, 1. März 2012).

In diesem Zusammenhang warnten einige Abgeordnete 
auch vor Lohndumping, verfestigten schlechten Arbeits-
bedingungen und seit 2013 vor Prekarisierung von Ar-
beitern und Zugewanderten. Migration aus demografi-
schen Gründen zu rechtfertigen, lehnte die Linke ab.

„Einwanderung soll [durch das Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz] erleichtert werden, weil sie aus demografischen 
Gründen nützlich ist und weil die Wirtschaft Fachkräfte 
braucht. Menschen werden hier zu nützlichen Ressourcen 
nach Punktesystem degradiert. Das ist nicht akzeptabel“ 
(Akbulut, 27. April 2023).

Die Linke unterstrich, dass sie Erwerbsmigration nicht 
grundsätzlich ablehne, jedoch darauf bestehe, dass die-
se nicht einseitig zu Gunsten des Aufnahmelandes ge-
staltet werden solle. Dabei dürften „neokoloniale Aus-
beutung“ (vgl. Jelpke, 1. März 2012) in internationalen 
Beziehungen sowie „Brain Drain“ (vgl. Wunderlich, 27. 
April 2012) nicht außer Acht gelassen werden.

Die Linke war die einzige Partei, bei der humanitäre 
Überlegungen und Gerechtigkeitsabwägungen stets 
eine entscheidende Rolle spielten. Zugewanderte seien 
in diesem Verständnis nicht nur Arbeitskräfte, sondern 
müssten immer auch als Mensch und Individuum be-
rücksichtigt werden.26 Sie setzte sich für eine Erwerbs-
migration ein, die nicht ausschließlich den Interessen 
der Wirtschaft und der Arbeitgeberschaft diene, son-
dern auch menschenrechtliche Aspekte angemessen 
berücksichtige. Kritisiert wurden vor allem Privilegien 
beim Familiennachzug von Hochqualifizierten. 

„… die Vorschläge im Gesetzentwurf sind zu einseitig an 
den Interessen der Wirtschaft und der Arbeitgeber aus-
gerichtet. Eine Reform des Einwanderungsrechts muss 
sich vor allem an menschenrechtlichen Gesichtspunkten 
orientieren. […] Das Menschenrecht auf Familienleben 
gilt für alle; es ist kein Privileg für Hochqualifizierte oder 
besonders Wohlhabende“ (Akbulut, 23. Juni 2023).

Neben der Gleichheit zwischen Zuwanderergruppen forder-
te sie außerdem die rechtliche Gleichstellung im Verhältnis 
zu Einheimischen. Dafür lehnte sie die sogenannte „neoli-
berale Strategie“ der Arbeitnehmerfreizügigkeit ab und kriti-
sierte den meritokratischen Fokus der anderen Parteien.

26	 Der Begriff „Mensch“ (38 Treffer in 76 Prozent der Dokumente) ist von den sinntragenden Worten der dritthäufigste Begriff in den Bundestagsreden der 
Partei Die Linke. Häufiger kommen nur die Begriffe „Die Linken“ und „Bundesregierung“ vor. 

27	 Etwa wenn im Zusammenhang der Berufsqualifikationen von „fortgeschrittener Messerkunst“ unter Zuwandernden gesprochen wurde (Kleinwächter, 23. Juni 2023).

„Im Unterschied zur neoliberalen Strategie der Arbeitneh-
merfreizügigkeit und Arbeitsmigration im Sinne des Stand-
ortwettbewerbs und der Konkurrenz von Arbeitsmärkten, 
wird die Linksfraktion die Richtlinien bezüglich ihrer Wirkung 
auf gleiche Rechte für Migrantinnen und Migranten sowie 
Einheimische und der Stärkung des sozialen Zusammenhalts 
bewerten. Uns geht es dabei darum, wie allgemeingültige 
tarifliche und soziale Standards für alle – also für einhei-
mische Erwerbslose und sozial Ausgegrenzte, Migrantinnen 
und Migranten, sprich für alle – verankert werden (können)“ 
(Dağdelen, 16. Februar 2017).

Aus dieser Perspektive heraus formulierte die Linke 
auch Kritik an zirkulärer Migration und Saisonarbeit, da 
hier die Fehler der Gastarbeiterpolitik wiederholt wür-
den, indem der Wunsch nach dauerhaftem Aufenthalt 
nicht angemessen berücksichtigt und damit die Integra-
tion vernachlässigt werde.

Zusammenfassend macht die Analyse deutlich, dass 
sich Die Linke in ihrer Argumentation klar von anderen 
Parteien unterscheidet. Im Fokus standen vor allem hu-
manitäre und gerechtigkeitsorientierte Aspekte. Davon 
ausgehend wurde betont, dass Erwerbsmigration nicht 
einseitig zugunsten des Aufnahmelandes gestaltet wer-
den solle, sondern auch die Perspektive der Zuwandern-
den Berücksichtigung finden müsse. Vor diesem Zusam-
menhang (Ausbeutung und Ungerechtigkeit) formulierte 
Die Linke von den demokratischen Parteien die wahr-
scheinlich kritischste Position zur Erwerbsmigration. Da-
bei kritisierte sie jedoch nicht die Motive oder Eignung 
der Zuwandernden, sondern ein aus ihrer Sicht unge-
rechtes System, das es zu verändern gelte.

AfD

Mit lediglich neun zu untersuchenden Dokumenten 
weist die AfD das geringste Untersuchungsmaterial auf. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Partei erst seit 
2017 im Bundestag vertreten ist. Ob die Partei ihr Fra-
ming zum Thema Erwerbsmigration verändert hat, kann 
daher nicht festgestellt werden. In den Bundestagsreden 
der AfD konnten vor allem ökonomische, identitäre und 
gesellschaftliche Frames identifiziert werden. Seltener 
fand sich auch ein Sicherheitsframing.27 Die AfD war die 
einzige Partei, die Erwerbsmigration sehr häufig mit dem 
Thema Flucht und Asyl verknüpfte und dementspre-
chend einen kritischen bis verächtlichen Ton gegenüber 
Flüchtlingen anschlug. Der Einfluss des Fluchtdiskurses  
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machte sich vor allem bei Themen wie Sozialmissbrauch 
und dem Spurwechsel28, der als „Legalisierung des Asyl-
missbrauchs“ (Curio, 9. Mai 2019) bezeichnet wurde, 
deutlich bemerkbar. Insgesamt sprachen die Abgeordne-
ten der AfD sehr abwertend über Abgeordnete anderer 
Parteien oder die Parteien selbst. Die größte Abneigung 
wurde jedoch eindeutig den Grünen entgegengebracht, 
die am häufigsten Ziel verbaler Angriffe wurden.

Die zentrale Kritik der AfD an Erwerbsmigration war da-
bei die finanzielle (Mehr-)Belastung der Sozialsysteme 
durch Zuwanderung29, auch in der Wortwolke durch Be-
griffe wie „Bürgergeld“ oder „finanzieren“ zu erkennen 
(siehe Abb. 11). Deutschland sei primär als Sozialstaat, 
jedoch weniger als Arbeitsplatz für Zuwanderer attrak-
tiv, und die Politik der Bundesregierung schaffe weitere 
Pull-Faktoren die vor allem geringfügig- oder unterqua-
lifizierte Armutsmigration nach Deutschland befördere, 
die der deutschen Wirtschaft sowieso nicht helfen könne.

„Da die Hochqualifizierten nicht mehr kommen, wirbt die 
Regierung jetzt um die Minderqualifizierten. Von ihnen wer-
den viele wahrscheinlich kurzzeitig im Arbeitsmarkt auftau-
chen, sich langfristig aber eher in unseren Sozialsystemen 
zu Hause fühlen“ (Huy, 27. April 2023).

Neben wohlfahrtschauvinistischen Tönen warnte die AfD 
jedoch gleichzeitig vor direkten negativen Folgen für 
deutsche Arbeiter, insbesondere im Niedriglohnsektor, 
die mit schlecht ausgebildeten Zuwanderern konkurrier-
ten. Die Folgen wären schlechtere Löhne („Lohndumping“ 
wird in jeder dritten Rede angesprochen) oder höhere 
Mieten für Deutsche.

„Tatsächlich wird das Gesetz die Armutsmigration Un-
terqualifizierter anheizen. Pseudofachkräfte aus Afrika 
als Reservearmee von Niedriglohnsklaven werden die 
Arbeitsmarktlage für deutsche Arbeitnehmer weiter ver-
schlechtern. Die Folge: Lohndumping im Niedriglohnbe-
reich“ (Curio, 9. Mai 2019).

„Die einzigen Effekte, die Sie mit der Chancenkarte und mit 
den Sprachkursen erzielen, wo man 20 Stunden in der Wo-
che zusätzlich arbeiten darf, ist, dass Sie einen gnadenlosen 
Konkurrenzdruck aufbauen, und zwar mit den Studenten, 
[…] mit den Rentnern […] und mit den Niedriglöhnern, die 
nicht mehr wissen, wie sie sich ihr Leben finanzieren sollen, 
weil die Wohnungspreise steigen, weil alle Preise steigen. 
Und die Leute prügeln sich jetzt auch noch mit Ihren qualifi-
zierten Einwanderern um Wohnraum und um die Billigjobs 
in der Bäckerei und beim Rewe, Jobs, die unsere Leute drin-
gend brauchen“ (Kleinwaechter, 23. Juni 2023).

28	 Der Begriff „Spurwechsel“ in der Migration bezieht sich darauf, dass Asylbewerber und Asylbewerberinnen, die Arbeit haben oder ein Jobangebot als 
Fachkraft erhalten und einen anerkannten Berufsabschluss vorweisen können, ihren Asylantrag zurückziehen und eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit beantragen können. Dies ermöglicht einen Übergang vom rechtlichen Status eines Asylbewerbers oder einer -bewerberin hin zum 
Status eines Erwerbsmigranten oder -migrantin.

29	 Es wird versucht die einheimische Bevölkerung gegen die Zuwandernden auszuspielen indem behauptet wird, dass durch Leistungen an Zuwanderer die 
Gelder für Renten und Sozialleistungen für Deutsche fehlen würden.

Häufig wurden Erwerbsmigration und Fluchtmigration 
miteinander verknüpft, um die oben beschriebenen 
Bedenken (geringqualifizierte Zuwanderung, Einwande-
rung in Sozialsysteme oder Konkurrenz zu Deutschen) 
weiter anzufachen. Es wurde bisweilen eine polemische 
Sprache verwendet, um Einwanderung als unkontrol-
lierbar darzustellen, um die Sinnhaftigkeit der Fachkräf-
teeinwanderung insgesamt in Frage zu stellen oder um 
diese lächerlich zu machen.

„Während Sie auf der Lauer liegen – mit Schmetterlings-
netz ausspähend nach diesem seltenen Geschöpf einer 
vorbeilaufenden deutschsprechenden Fachkraft aus dem 
Senegal, die sich hier auf Jobsuche selbst durchschlagen 
will –, spazieren zugleich Hunderttausende nichtausge-
bildete, fremdsprachige, fremdkulturelle Nichtfachkräfte 
illegal über die grüne Grenze, die immer noch völlig un-
geschützt ist, und lassen sich hier mit Wohnung, Geld, In-
tegrations- und Sprachkursen und allen Rechten ausstat-
ten. Mal Mut zur Wahrheit: Das Modell „Asylbewerber in 
Deutschland“ ist nun einmal unschlagbar, ist Lebensziel 
und Migrationszweck für Millionen und schlägt jedes Ein-
wanderungsgesetz“ (Curio, 9. Mai 2019).

Neben dem ökonomischen nutzte die AfD in ihren Reden zu 
Erwerbsmigration ein identitäres und gesellschaftliches Fra-
ming. Dabei bediente sich die AfD auch populistischer Argu-
mentationsmuster, indem sie sehr stark zwischen den Inte-
ressen der (politischen) Elite und des Volkes unterschied.

„Der Entwurf eines Gesetzes, das von vielen Interessen gelei-
tet ist, nur nicht von dem, was die Menschen in diesem Land 
wollen, und auch nicht von dem, was wir als AfD wollen“ 
(Springer, 7. Juni 2019).

Migration wurde als Gefahr für die deutsche Identität 
dargestellt und betont wurde, dass Deutschland kein Ein-
wanderungsland, sondern ein „Heimatland“ (Kleinwäch-
ter, 23. Juni 2023) sei. Als größte Gefahr für die deutsche 
Identität wurden dabei Reformvorhaben bei der Staats-
bürgerschaft und der Spurwechsel konstruiert, der es 
Asylbewerberinnen und -bewerbern in Deutschland, die 
arbeiten und einen anerkannten Berufsabschluss ha-
ben, ermöglichen soll, ihren Asylantrag zurückzuziehen 
und eine Aufenthaltserlaubnis zu beantragen.

„Da sollen all die Hunderttausenden nicht schutzbedürf-
tigen Asylbetrüger per Spurwechsel im Land bleiben – als 
Lohn der Lüge. Den Unrechtscharakter verdecken sollen Be-
dingungen, die herstellbar sind: Deutschkurse besuchen, 
mal in Ausbildung gehen. Wer mag ihn nicht, den herzigen 
jungen Afrikaner, der für die TV-Reportage fröhlich integ-
riert an seiner Schraube dreht?“ (Curio, 7. Juni 2019).
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Ähnlichkeiten zur Argumentation der Union Anfang der 
2000er zeigte die AfD, als sie behauptete, dass Fachkräf-
temangel und demografischer Wandel nicht durch Zu-
wanderung gelöst werden könnten.30 Ihrer Ansicht nach 
sei das Problem vielmehr das Ergebnis einer unzureichen-
den Familienpolitik. Daher liege nach Meinung der AfD die 
Lösung auch in der Verbesserung der Familienpolitik.

„Warum reden Sie immer von Fachkräften? Sie wissen ganz 
genau, dass wir diese Fachkräftemengen niemals aus Ein-
wanderung generieren werden können. Sie müssen den 
Menschen endlich sagen, dass wir in Deutschland zu wenig 
Kinder haben. Ich sage Ihnen: Machen Sie endlich reinen  
Tisch! Sagen Sie den Menschen die Wahrheit, und kümmern 
Sie sich darum, dass es endlich eine familienfreundliche Po-
litik in Deutschland gibt!“ (Reichardt, 23. Juni 2023).

30	 Eine Position, die so auch von keiner anderen Partei in dieser Absolutheit vertreten wurde.

Zusammenfassend zeigte die Analyse der AfD-Reden zur 
Erwerbsmigration eine klare Ablehnung nicht nur gegen-
über der Asylpolitik, sondern auch gegen Erwerbsmigra-
tion. Dies wird in den Reden zum einen mit einem ausge-
bildeten Wohlfahrtschauvinismus und zum anderen mit 
der Annahme, dass ohnehin nur schlecht ausgebildete 
Menschen nach Deutschland kommen würden, begrün-
det. Die Partei befürchtete folglich vor allem Mehrbelas-
tungen der Sozialsysteme sowie negative Auswirkungen 
auf den deutschen Arbeitsmarkt, insbesondere im Nied-
riglohnsektor. Identitäre und gesellschaftliche Beden-
ken wurden ebenfalls betont, indem die AfD Migration 
als Bedrohung für die deutsche Identität darstellte. 

Abb. 11: Wortwolke aus Redebeiträgen der AfD-Abgeordneten im deutschen Bundestag (2017 bis 2023)

Quelle: Bundestagsreden der AfD -Fraktion zum Thema Erwerbsmigration / eigene Darstellung



28

LITERATURVERZEICHNIS

Bade, Klaus J. / Oltmer, Jochen 2004: Normalfall Migration. 
ZeitBilder, Vol. 15, Bonn.

BAMF 2005: Migrationsbericht des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge im Auftrag der Bundesregierung 2005. 
Verfügbar unter: https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/
DE/Forschung/Migrationsberichte/migrationsbericht-2005.
pdf?__blob=publicationFile (letzter Zugriff: 02.04.2023)

BAMF 2022: Arbeiten in Deutschland – und gleichzeitig 
flexibel europaweit tätig sein. Verfügbar unter: https://
www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220512-
am-ict-karte.html (letzter Zugriff: 02.04.2023)

Brücker, Herbert / Jaschke, Philipp / Keita, Skou / Konle-Seidl, 
Regina 2019: Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes sowie zu den 
Anträgen der Fraktionen der FDP, Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
und DIE LINKE. IAB-Stellungnahmen, 6. Verfügbar unter: 
https://doku.iab.de/stellungnahme/2019/sn0619.pdf 
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

Brücker, Herbert / Falkenhaiz, Mariella / Fendel, Tanja / 
Promberger, Markus / Raab, Miriam 2020: Erwerbsmigration 
über die Westbalkanregelung: Hohe Nachfrage und gute 
Arbeitsmarktintegration. IAB-Kurzbericht, 16, Verfügbar 
unter: https://doku.iab.de/kurzber/2020/kb1620.pdf (letzter 
Zugriff: 02.04.2023)

Bundesregierung 2022: Fachkräftestrategie der Bundes- 
regierung. Verfügbar unter: https://www.bmas.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Publikationen/fachkraeftestrategie-der-
bundesregierung.pdf?__blob=publicationFile&v=8 
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

IHK-Report Fachkräfte 2023: Fachkräfteengpässe gefähr- 
den Transformation und Innovation. DIHK-Report 
2023/2024. Verfügbar unter: https://www.dihk.de/
resource/blob/107882/f8e2f248f04aaf10e622d5a0fcb38
df9/dihk-fachkraeftereport-2023-data.pdf (letzter Zugriff: 
02.04.2023)

Entman, Robert M. 1993: Framing: Toward Clarification of a 
Fractured Paradigm. In: Journal of Communication, 43(4), 
S. 51-58.

Esser, Hartmut 2006: Ethnische Ressourcen: Das Beispiel 
der Bilingualität. In: Berliner Journal für Soziologie, 16(4), 
S. 525–543.

Fuchs, Johann / Söhnlein, Doris / Weber, Brigitte 2021: 
Demografische Entwicklung lässt das Arbeitskräfte-
angebot stark schrumpfen. Projektion des Erwerbs-
personenpotenzials bis 2060. IAB-Kurzbericht 25. Verfügbar 
unter: https://doku.iab.de/kurzber/2021/kb2021-25.pdf 
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

Hanewinkel, Vera 2021: „Make it in Germany“: Grundzüge der 
deutschen (Arbeits-) Migrationspolitik. Verfügbar unter: 
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/
laenderprofile/deutschland/341097/make-it-in-germany-
grundzuege-der-deutschen-arbeits-migrationspolitik/ 
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

Hooghe, Liesbet / Marks, Gary 2018: Cleavage Theory Meets 
Europe's Crises: Lipset, Rokkan, and the Transnational 
Cleavage. In: Journal of European Public Policy, 25(1), S. 
109–135.

IQ 2020: Anerkennungsgesetz. Verfügbar unter: https://
www.netzwerk-iq.de/angebote/arbeitsmarktlexikon/single- 
ansicht/anerkennungsgesetz (letzter Zugriff: 02.04.2023)

Kepplinger, Hans Mathias 2011: Realitätskonstruktionen. 
VS-Verlag, Wiesbaden.

Kolbe, Holger 2005: Die deutsche „Green Card“. Kurzdossier 
bpb. Verfügbar unter: https://www.bpb.de/themen/
migration-integration/kurzdossiers/57439/die-deutsche-
green-card/ (letzter Zugriff: 02.04.2023) 

Kolbe, Holger / Schneider, Jan 2018: Der liberale Wandel der 
deutschen Arbeitsmigrationspolitik seit 2000. Verfügbar 
unter: https://www.bpb.de/themen/migration-integration/
dossier-migration/252285/der-liberale-wandel-der-
deutschen-arbeitsmigrationspolitik-seit-2000/ 
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

Kovář, Jan 2022: Framing Different Groups of Immigrants 
in Central Europe Before and During the 2015–2017 EU 
Refugee Crisis. In: Europe-Asia Studies, 74(8), S. 1385-1412.

Kuckartz, Udo / Rädiker, Stefan 2022: Qualitative Inhalts-
analyse. Methoden, Praxis, Computerunterstützung. Beltz 
Juventa, Weinheim Basel.

Mayring Philipp 2015: Qualitative Inhaltsanalyse. Grund-
lagen und Techniken. Beltz, Weinheim Basel.

Mecke, Christina / Ghelli, Fabio 2022: Arbeitskräfteein-
wanderung. „Ein Gesetz alleine reicht nicht“. 21.07.2022. 
Verfügbar unter: https://mediendienst-integration.de/
artikel/ein-gesetz-alleine-reicht-nicht.html
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

MIDEM 2022: Europa und die Fluchtmigration aus der 
Ukraine. Verfügbar unter:  https://forum-midem.de/wp-
content/uploads/2023/03/TUD_MIDEM_Jahresstudie2022_
Europa_und_die_Fluchtmigration_aus_der_Ukraine.pdf 
(letzter Zugriff: 02.04.2023) 

Niehr, Thomas 2020: Migrationsdiskurs. In: Niehr, Thomas / 
Kilian, Jörg / Schiewe, Jürgen (Hg.): Handbuch Sprachkritik. 
Metzler, Berlin, S. 225 – 232. 

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Migrationsberichte/migrationsbericht-2005.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Migrationsberichte/migrationsbericht-2005.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Migrationsberichte/migrationsbericht-2005.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220512-am-ict-karte.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220512-am-ict-karte.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220512-am-ict-karte.html
https://doku.iab.de/stellungnahme/2019/sn0619.pdf
https://doku.iab.de/kurzber/2020/kb1620.pdf
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/fachkraeftestrategie-der-bundesregierung.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/fachkraeftestrategie-der-bundesregierung.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/fachkraeftestrategie-der-bundesregierung.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.dihk.de/resource/blob/107882/f8e2f248f04aaf10e622d5a0fcb38df9/dihk-fachkraeftereport-2023-data.pdf
https://www.dihk.de/resource/blob/107882/f8e2f248f04aaf10e622d5a0fcb38df9/dihk-fachkraeftereport-2023-data.pdf
https://www.dihk.de/resource/blob/107882/f8e2f248f04aaf10e622d5a0fcb38df9/dihk-fachkraeftereport-2023-data.pdf
https://doku.iab.de/kurzber/2021/kb2021-25.pdf
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/laenderprofile/deutschland/341097/make-it-in-germany-grundzuege-der-deutschen-arbeits-migrationspolitik/
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/laenderprofile/deutschland/341097/make-it-in-germany-grundzuege-der-deutschen-arbeits-migrationspolitik/
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/laenderprofile/deutschland/341097/make-it-in-germany-grundzuege-der-deutschen-arbeits-migrationspolitik/
https://www.netzwerk-iq.de/angebote/arbeitsmarktlexikon/single-ansicht/anerkennungsgesetz
https://www.netzwerk-iq.de/angebote/arbeitsmarktlexikon/single-ansicht/anerkennungsgesetz
https://www.netzwerk-iq.de/angebote/arbeitsmarktlexikon/single-ansicht/anerkennungsgesetz
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/kurzdossiers/57439/die-deutsche-green-card/
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/kurzdossiers/57439/die-deutsche-green-card/
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/kurzdossiers/57439/die-deutsche-green-card/
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/dossier-migration/252285/der-liberale-wandel-der-deutschen-arbeitsmigrationspolitik-seit-2000/
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/dossier-migration/252285/der-liberale-wandel-der-deutschen-arbeitsmigrationspolitik-seit-2000/
https://www.bpb.de/themen/migration-integration/dossier-migration/252285/der-liberale-wandel-der-deutschen-arbeitsmigrationspolitik-seit-2000/
https://mediendienst-integration.de/artikel/ein-gesetz-alleine-reicht-nicht.html
https://mediendienst-integration.de/artikel/ein-gesetz-alleine-reicht-nicht.html
https://forum-midem.de/wp-content/uploads/2023/03/TUD_MIDEM_Jahresstudie2022_Europa_und_die_Fluchtmigration_aus_der_Ukraine.pdf
https://forum-midem.de/wp-content/uploads/2023/03/TUD_MIDEM_Jahresstudie2022_Europa_und_die_Fluchtmigration_aus_der_Ukraine.pdf
https://forum-midem.de/wp-content/uploads/2023/03/TUD_MIDEM_Jahresstudie2022_Europa_und_die_Fluchtmigration_aus_der_Ukraine.pdf


29

OECD 2013: Recruiting Immigrant Workers: Germany, 
OECD Publishing. Verfügbar unter: https://www.oecd-
ilibrary.org/docserver/9789264189034-en.pdf?expires=1
712067374&id=id&accname=ocid70029272&checksum=
CA26B06CE8D2624F7E0549F62A1DD95B
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

OECD 2022: Wer will nach Deutschland? Eine Umfrage 
unter Fachkräften im Ausland. Verfügbar unter: https://
blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

OECD 2023: Wer will nach Deutschland? Erkenntnisse aus 
einer zweiten Befragung von ausländischen Fachkräften. 
Verfügbar unter: https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach- 
deutschland-zweite-befragung-von-auslaendischen-
fachkraeften (letzter Zugriff: 02.04.2023)

OECD 2024: Wer will nach Deutschland? Und wer schafft 
es? Neue Erkenntnisse aus einer Befragung ausländischer 
Fachkräfte. Verfügbar unter: https://blog.oecd-berlin.
de/wer-will-nach-deutschland-und-wer-schafft-es-neue-
erkenntnisse-aus-einer-befragung-auslaendischer-
fachkraefte (letzter Zugriff: 02.04.2023)

Rahner, Sven 2011: Fachkräftebedarf und Zuwanderung: 
Geschichte und Perspektiven. In: APuZ, 43, S. 29-35. 

Renner, Günter 2005: Zuwanderungsgesetz – Ende des 
deutschen Ausländerrechts? In: Zeitschrift für Staats- und 
Europawissenschaften, 3(2), S. 258-274.

Schammann, Hannes 2017: Eine meritokratische Wende? 
Arbeit und Leistung als neue Strukturprinzipien der 
deutschen Flüchtlingspolitik. In: Sozialer Fortschritt, 66(11), 
S. 741–757.

Schönwälder, Karen 2013: Germany: Reluctant Steps Towards 
a System of Selective Immigration. In: Triadafilopoulos, 
Triadafilos (Hg.): Wanted and welcome? Springer, New 
York, S. 273–286.

Spiegel 2001: Süssmuth ärgert sich über Ministerpräsident 
Müller, 05.07.2001. Verfügbar unter: https://www.spiegel.
de/politik/deutschland/zuwanderung-suessmuth-aergert-
sich-ueber-ministerpraesident-mueller-a-143524.html 
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

Steller, Birte 2013: Deutschland auf dem Weg zu einem 
Willkommensrecht? Zur Umsetzung der EU-Hochqualifi-
ziertenrichtlinie in deutsches Recht zum 1.8.2012. In: 
ZAR, 33(1), S. 1–11.

SVR - Sachverständigenrat für Integration und Migration 2014: 
Deutschlands Wandel zum modernen Einwanderungsland 
Jahresgutachten 2014 mit Integrationsbarometer. Verfüg-
bar unter: https://www.svr-migration.de/wp-content/
uploads/2023/01/SVR_Jahresgutachten_2014-8.pdf 
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

SVR - Sachverständigenrat für Integration und Migration 
2023: Stellungnahme zu den Entwürfen eines Gesetzes 
und einer Verordnung zur Weiterentwicklung der Fach-
kräfteeinwanderung. Verfügbar unter: https://www.svr- 
migration.de/wp-content/uploads/2023/03/SVR-
Stel lungnahme_Fachkraefteeinwanderung.pdf 
(letzter Zugriff: 02.04.2023)

SVR - Sachverständigenrat für Integration und Migration 
2024: Kontinuität oder Paradigmenwechsel? Die Inte-
grations- und Migrationspolitik der letzten Jahre. Ver-
fügbar unter: https://www.svr-migration.de/wp-content/
uploads/2024/05/SVR-Jahresgutachten-2024.pdf (letzter 
Zugriff: 23.05.2024)

Triadafilopoulos, Triadafilos (Hg.) 2013: Wanted and Welcome? 
Policies for Highly Skilled Immigrants in Comparative 
Perspective. Springer, New York.

Ulbricht, Christian 2018: Die „neuen Gastarbeiter“ – Zur 
Bewertung von erwünschten Zuwanderern. In: Behrmann, 
Laura / Eckert, Falk / Gefken, Andreas / Berger, Peter A. 
(Hg.): ‚Doing Inequality‘. Sozialstrukturanalyse. Springer 
VS, Wiesbaden, S. 303 – 322.

Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ 2001: Zuwan-
derung gestalten. Integration fördern. Verfügbar unter: 
h t t p : / / w w w . f l u e c h t l i n g s r a t . o r g / d o w n l o a d /
berkommzusfas.pdf (letzter Zugriff: 02.04.2023)

Vogel, Dita / Wüst, Andreas M. 2003: Paradigmenwechsel 
oder Instrumentenwechsel? Kontinuität und Wandel im 
Politikfeld Migration. In: Gohr, Atonia / Seeleib-Kaiser, 
Martin (Hg.): Sozial- und Wirtschaftspolitik unter Rot-
Grün. Westdeutscher Verlag, Wiesbaden, S. 265 – 288.

Weiß, Tobias / König, Marina / Stecker, Christian / Müller, 
Jochen / Blätter, Andreas / Lewandowsky, Marcel 2021: „Seit 
Köln“, und „nach Chemnitz“ – Schlüsselereignisse im 
parlamentarischen Diskurs. In: Zeitschrift für Vergleichende 
Politikwissenschaft, 15(1), S. 39–80. 

Werding, Martin / Lembcke, Franziska K. 2023: Erwerbs-
migration nach Deutschland: Chancen durch gesteuerte 
Zuwanderung. ifo-Schnelldienst 76/5.

Zolberg, Aristide R. 1987: Wanted but not Welcome: Alien 
Labor in Western Development. In: Alonso, William (Hg.), 
Population in an Interacting World. Harvard University 
Press, Cambridge, Massachusetts, S. 36–73.

https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264189034-en.pdf?expires=1712067374&id=id&accname=ocid70029272&checksum=CA26B06CE8D2624F7E0549F62A1DD95B
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264189034-en.pdf?expires=1712067374&id=id&accname=ocid70029272&checksum=CA26B06CE8D2624F7E0549F62A1DD95B
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264189034-en.pdf?expires=1712067374&id=id&accname=ocid70029272&checksum=CA26B06CE8D2624F7E0549F62A1DD95B
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264189034-en.pdf?expires=1712067374&id=id&accname=ocid70029272&checksum=CA26B06CE8D2624F7E0549F62A1DD95B
https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland
https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland
https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland-zweite-befragung-von-auslaendischen-fachkraeften
https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland-zweite-befragung-von-auslaendischen-fachkraeften
https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland-zweite-befragung-von-auslaendischen-fachkraeften
https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland-und-wer-schafft-es-neue-erkenntnisse-aus-einer-befragung-auslaendischer-fachkraefte
https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland-und-wer-schafft-es-neue-erkenntnisse-aus-einer-befragung-auslaendischer-fachkraefte
https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland-und-wer-schafft-es-neue-erkenntnisse-aus-einer-befragung-auslaendischer-fachkraefte
https://blog.oecd-berlin.de/wer-will-nach-deutschland-und-wer-schafft-es-neue-erkenntnisse-aus-einer-befragung-auslaendischer-fachkraefte
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/zuwanderung-suessmuth-aergert-sich-ueber-ministerpraesident-mueller-a-143524.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/zuwanderung-suessmuth-aergert-sich-ueber-ministerpraesident-mueller-a-143524.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/zuwanderung-suessmuth-aergert-sich-ueber-ministerpraesident-mueller-a-143524.html
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2023/01/SVR_Jahresgutachten_2014-8.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2023/01/SVR_Jahresgutachten_2014-8.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2023/03/SVR-Stellungnahme_Fachkraefteeinwanderung.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2023/03/SVR-Stellungnahme_Fachkraefteeinwanderung.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2023/03/SVR-Stellungnahme_Fachkraefteeinwanderung.pdf
http://www.fluechtlingsrat.org/download/berkommzusfas.pdf
http://www.fluechtlingsrat.org/download/berkommzusfas.pdf


30

ANHANG

Frames Merkmale Beispiel Codierregel

F1: Ökonomischer Frame Betonung wirtschaftlicher 
Aspekte der Migration

Erwerbsmigration ist für unsere 
Wirtschaft unverzichtbar.

„Hören Sie eigentlich in Ihren 
Wahlkreisen, was die Handwer-
ker brauchen, was der Bausek-
tor braucht bzw. was die Men- 
schen brauchen, die auch wei-
terhin wirtschaften wollen?“ 
(Biadacz 2021)

Frame wird zugeordnet, wenn 
ökonomische Aspekte der Mi- 
gration in der Rede vorkommen.

F2: Sicherheitsframe Fokus auf nationale Sicher-
heit und davon abgeleiteten 
Bedrohungen

Die unkontrollierte Einwande-
rung gefährdet unsere Sicher-
heit.

Frame wird zugeordnet, wenn 
Sicherheitsbedenken oder Be- 
drohungsäußerungen im Zu- 
sammenhang mit Migration 
genannt werden.

F3: Administrativer 
Frame

Diskussion von Regelungen, 
Gesetzen und Verwaltungs- 
aufgaben

Wir müssen die Einwanderungs-
verfahren vereinfachen.

„Sie reden immer vom Fachkräf-
temangel. Aber die Anerkennung 
von im Ausland erworbenen 
Bildungsabschlüssen kriecht 
und siecht dahin und liegt ei-
gentlich noch immer auf Eis.“ 
(Alpers 2010)

Frame wird zugeordnet, wenn 
bürokratische und administra-
tive Aspekte der Migration be- 
tont werden.

F4: Humanitärer Frame Fokus auf Menschenrechte 
und humanitäre Hilfe

Wir müssen Flüchtlingen Schutz 
und Unterstützung bieten.

„Für die Linke ist es ganz wich-
tig, dass die Einwanderungspoli-
tik die Interessen aller Menschen 
einbezieht Das bedeutet, dass 
wir eine solidarische Ausgestal-
tung brauchen“ (Akbulut 2019)

Frame wird zugeordnet, wenn 
die Diskussion von humanitä-
ren Aspekten und Unterstüt-
zung für Flüchtlinge genannt 
werden.

F5: Identitärer Frame Betonung der nationalen 
Identität und der Auswir-
kungen von Migration auf 
Identität

Unsere kulturelle Identität ist 
durch Zuwanderung gefährdet.

„Wegfall der Vorrangprüfung –, 
auch da, wo der Einreisende über- 
haupt keine Jobzusage hat und 
keine klare Qualifikation, dann 
ist klar, worum es dieser Regie-
rung geht: um immer weitere 
Zuwanderung nach Deutschland, 
gern fremdkulturell“ (Curio 2019)

Frame wird zugeordnet, wenn 
Fragen der nationalen Identi-
tät in der Rede thematisiert 
werden.

F6: gesellschaftlicher 
Frame

Bezug auf soziale und kultu- 
relle Aspekte. Etwa Fragen 
der sozialen Integration, 
kulturellen Vielfalt und ge- 
sellschaftlichen Zusam-
menhalts

„Denn rein praktisch gesehen 
besteht doch seit langem ein 
legitimes Bedürfnis, die be- 
grenzte und gesteuerte Ein- 
wanderung nach Deutschland an 
den eigenen Interessen zu orien-
tieren“ (Stadler 2001).

Dieser Frame wird zugeordnet, 
wenn in der Rede soziale und 
kulturelle Aspekte der Migration 
betont werden, insbesondere 
in Bezug auf Integration, kultu- 
relle Vielfalt und gesellschaft-
lichen Zusammenhalt.
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Übersicht Bundestagsdebatten und Reden

Datum Debatte ID

13.12.2001 Zuwanderungsgesetz 14208 Erste Beratung

01.03.2002 Zuwanderungsgesetz 14222 Zweite und Dritte Beratung

13.03.2003 Zuwanderungsgesetz 15031 Erste Beratung

09.05.2003 Zuwanderungsgesetz 15044 Zweite und Dritte Beratung

25.09.2008 Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz 16179 Erste Beratung

13.11.2008 Arbeitsmigrationssteuerungsgesetz 16187 Zweite und Dritte Beratung

01.03.2012 Blaue Karte 17162 Erste Beratung

27.04.2012 Blaue Karte 17176 Zweite und Dritte Beratung

16.02.2017 Richtlinie der Europäischen Union zur Arbeitsmigration 18218 Erste Beratung

09.03.2017 Richtlinie der Europäischen Union zur Arbeitsmigration 18221 Zweite und Dritte Beratung

09.05.2019 Fachkräfteeinwanderungsgesetz I 19098 Erste Beratung

07.06.2019 Fachkräfteeinwanderungsgesetz I 19105 Zweite und Dritte Beratung

27.04.2023 Fachkräfteeinwanderungsgesetz II 20100 Erste Beratung

23.06.2023 Fachkräfteeinwanderungsgesetz II 20113 Zweite und Dritte Beratung
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Relative Häufigkeit der Frames nach Partei und Wahlperiode

Ökonomisches Framing

Relativ nach Dokumenten

WP14 WP15 WP16 WP17 WP18 WP19 WP20

CDU/CSU 75 % 64 % 100 % 63 % 100 % 88 % 63 %

SPD 71 % 50 % 67 % 83 % 100 % 100 % 83 %

FDP 67 % 50 % 100 % 75 % NA 50 % 100 %

Grün 20 % 33 % 100 % 100 % 0 % 100 % 83 %

Die Linke 67 % NA 100 % 100 % 100 % 25 % 125 %

AfD 25 % 40 %

Administratives Framing

Relativ nach Dokumenten

WP14 WP15 WP16 WP17 WP18 WP19 WP20

CDU/CSU 0 % 27 % 0 % 50 % 100 % 75 % 88 %

SPD 29 % 63 % 33 % 33 % 100 % 40 % 42 %

FDP 67 % 75 % 100 % 50 % NA 75 % 80 %

Grün 20 % 17 % 50 % 100 % 100 % 100 % 17 %

Die Linke 0 % NA 0 % 33 % 0 % 25 % 0 %

AfD 0 % 0 %

Sicherheits-Framing

Relativ nach Dokumenten

WP14 WP15 WP16 WP17 WP18 WP19 WP20

CDU/CSU 25 % 64 % 25 % 0 % 50 % 13 % 0 %

SPD 0 % 13 % 13 % 0 % 0 % 0 % 0 %

FDP 0 % 0 % 0 % 25 % NA 0 % 0 %

Grün 0 % 33 % 33 % 0 % 0 % 0 % 0 %

Die Linke 0 % NA 0 % 0 % 50 % 0 % 0 %

AfD 0 % 20 %

Humanitäres Framing

Relativ nach Dokumenten

WP14 WP15 WP16 WP17 WP18 WP19 WP20

CDU/CSU 0 % 0 % 0 % 25 % 0 % 0 % 0 %

SPD 14 % 0 % 33 % 0 % 0 % 0 % 8 %

FDP 33 % 0 % 0 % 0 % NA 0 % 0 %

Grün 0 % 50 % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 %

Die Linke 33 % NA 100 % 33 % 50 % 100 % 75 %

AfD 0 % 0 %
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Identitäres Framing

Relativ nach Dokumenten

WP14 WP15 WP16 WP17 WP18 WP19 WP20

CDU/CSU 25 % 64 % 25 % 13 % 0 % 0 % 0 %

SPD 0 % 13 % 0 % 0 % 0 % 0 % 8 %

FDP 0 % 0 % 0 % 0 % NA 0 % 0 %

Grün 0 % 17 % 0 % 0 % 0 % 0 % 0 %

Die Linke 0 % NA 0 % 0 % 0 % 0 % 0 %

AfD 100 % 20 %

Gesellschaftliches Framing

Relativ nach Dokumenten

WP14 WP15 WP16 WP17 WP18 WP19 WP20

CDU/CSU 88 % 100 % 25 % 88 % 0 % 0 % 13 %

SPD 71 % 75 % 67 % 50 % 50 % 50 % 58 %

FDP 67 % 75 % 50 % 75 % NA 0 % 60 %

Grün 80 % 83 % 50 % 33 % 0 % 0 % 67 %

Die Linke 33 % NA 0 % 0 % 0 % 0 % 0 %

AfD 0 % 80 %
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ÜBER MIDEM

In den vergangenen Jahren hat das Thema Migration in 
den Gesellschaften Europas zu neuen Polarisierungen 
geführt. Die politischen und sozialen Herausforderungen 
dieser Entwicklung sind noch nicht absehbar. Notwendig 
sind Untersuchungen, die den Zusammenhang zwischen 
Migration und Demokratie erforschen.

Das Mercator Forum für Migration und Demokratie 
(MIDEM) fragt danach, wie Migration demokratische 
Politiken, Institutionen und Kulturen prägt und zugleich 
von ihnen geprägt wird. Untersucht werden Formen, 
Instrumente und Prozesse politischer Verarbeitung 
von Migration in demokratischen Gesellschaften – in 
einzelnen Ländern und im vergleichenden Blick auf 
Europa.

MIDEM untersucht:
•	 Zugehörigkeit, Identität und Zusammenhalt
•	 Politische und gesellschaftliche Polarisierung
•	 Nationale Governance von Migration
•	 Lokale Governance von Migration

MIDEM hat zur Aufgabe:
•	 die nationale und internationale Vernetzung sowie die in-

terdisziplinäre Kommunikation über Migration zu fördern
•	 regelmäßig erscheinende Länderberichte und Quer-

schnittsstudien zu zentralen Fragen an der Schnittstelle 
zwischen Migration und Demokratie Stellung zu erstellen

•	 gesamteuropäische Handlungsempfehlungen für den 
demokratischen Umgang mit Migration zu entwickeln

•	  Politik und Zivilgesellschaft zu beraten
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